
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN DARMON — RECHTSSACHE C-241/87

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

MARCO DARMON

vom 1. Juni 1989 *

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Die von Maclaine Watson and Com­
pany Limited (im folgenden Maclaine Wat­
son) gegen die Europäische Gemeinschaft
erhobene Haftungsklage geht auf ein offen­
bar noch nie dagewesenes Ereignis 1 zurück:
Die Zahlungseinstellung einer internationa­
len Organisation, des Internationalen Zinn­
rates (im folgenden: IZR).

2. Am 24. Oktober 1985 beschloß nämlich
der geschäftsführende Vorsitzende des IZR,
mangels verfügbarer Mittel die Geschäftstä­
tigkeit des Ausgleichslagers auszusetzen.
Diese Maßnahme führte zum Zusammen­
bruch des Zinnmarktes. Die London Metal
Exchange, die Londoner Metallbörse (im
folgenden: LME), war gezwungen, die No­
tierungen für Zinn auszusetzen **. Der
Schuldenstand der Organisation belief sich
damals auf ungefähr 900 Millionen UKL.

3. Nach dem gegenwärtigen Stand der ver­
fügbaren Informationen hat es den An­
schein, als seien verschiedene Versuche ei­
ner gütlichen Lösung zwischen dem IZR
und seinen Mitgliedern einerseits und den
Gläubigern der Organisation andererseits in

den Monaten nach Einstellung der Tätigkei­
ten der Organisation gescheitert. Die Kläge­
rin, Maklerin an der LME, hatte 154 Ver­
träge mit dem IZR geschlossen, die bis
heute nicht erfüllt wurden.

4. Von da an kam es zu zahlreichen Klagen
der verschiedenen Gläubiger des IZR so­
wohl gegen den IZR selbst als auch gegen
dessen Mitglieder 2. Ohne die verschiedenen
Verfahren im einzelnen zu prüfen, muß
doch festgehalten werden, daß bis heute —
das House of Lords hat sich bisher zu dieser
Frage noch nicht geäußert — die britischen
Gerichte die Auffassung vertreten haben,
daß die Mitglieder des IZR wegen der eige­
nen Rechtspersönlichkeit des IZR nicht für
dessen vertragliche Schulden haften. Der
Court of Appeal hat im übrigen den Stand­
punkt eingenommen, daß die Gemeinschaft
für ihr Teil im Rahmen dieser Klage keine
Immunität beanspruchen könne.

5. Die Klägerin für ihr Teil erstritt ein
Schiedsurteil gegen den IZR 3. Gegen das
Vereinigte Königreich allein erhob sie eine
Zahlungsklage, die wegen der eigenen
Rechtspersönlichkeit des IZR abgewiesen
wurde 4. Sie beantragte ferner die Einset­
zung eines „receiver" 5, die aber Richter
Miliet t 6 und dann der Court of Appeal 7 mit
der Begründung verweigerten, die Rechte

* Originalsprache: Französisch.

** Die Ausgabe der Times dieses Tages (1. Juni 1989, S. 24) mel­
det jedoch unter der Überschrift „LME returns to tin trading"
die Wiederaufnahme der Notierung.

1 — Vgl. jedoch die Entscheidung des Standigen Schiedsge­
richts der Internationalen Handelskammer vom 3. März
1984 in der Sache Westland/Arab Organization for Indu­
strialisation, Arabische Republik Ägypten und andere Staa­
ten, International Legal Materials XXIII(1984), S. 1082;
vgl. auch die bei Seidl-Hohenveldern, Responsability of
Member States of an International Organization for Acts
of Trust Organization, in: Etudes en l'nonneur de Roben
Ago, Band III, S. 427 f., angeführten Beispiele.

2 — Im Anhang zu diesen Schlußanträgen sind die wichtigsten
bis heute ergangenen Entscheidungen genannt.

3 — Maclaine Watson soll übrigens ein weiteres Schiedsurteil
vom 24. März 1986 erstritten haben, dem der IZR am 21.
April 1986 nachgekommen sein soll.

4 — Urteil vom 29. Juli 1987, bestätigt durch den Court of Ap­
peal am 27. April 1988; gegenwärtig anhängig beim House
of Lords.

5 — Zwangsverwalter.

6 — Entscheidung vom 13. Mai 1987.

7 — Urteil vom 27. April 1988.
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des IZR gegenüber seinen Mitgliedern be­
ruhten auf dem Sechsten Internationalen
Zinn-Übereinkommen, über das die briti­
schen Gerichte nicht entscheiden könnten.
Ein Rechtsmittel sei beim House of Lords an­
hängig. Die Klägerin erhielt jedoch eine
einstweilige Verfügung 8, mit der dem IZR
aufgegeben wurde, Auskunft über sein Ver­
mögen im Vereinigten Königreich zu geben.
Ferner erlangte sie mehrere Arrestbefehle,
mit denen die Guthaben des IZR „eingefro­
ren" wurden. In der mündlichen Verhand­
lung vor dem Gerichtshof schließlich er­
klärte Maclaine Watson, sie habe sämtliche
Klagen gegen die Gemeinschaft vor briti­
schen Gerichten zurückgenommen.

6. Während das Sechste Internationale
Zinn-Übereinkommen (im folgenden: Sech­
stes Übereinkommen) ins Werk gesetzt
wurde, stellte der IZR seine Zahlungen ein.
Die Zinn-Übereinkommen sind mehrseitige
Abkommen, die einen Ausgleich zwischen
Weltzinnerzeugung und -verbrauch schaffen
und übermäßige Schwankungen der Preise
verhindern sollen. Sie sind Bestandteil des
von der Konferenz der Vereinten Nationen
für Handel und Entwicklung (Unctad)
beschlossenen Integrierten Rohstoffpro­
gramms 9.

7. Zur Erreichung der Zielsetzungen dieser
Übereinkommen sind hauptsächlich zwei
Mittel vorgesehen:

— Marktinterventionen eines von den Mit­
gliedern des IZR finanzierten Aus­

gleichslagers, mit dem die Kurse inner­
halb der „Bandbreite" der vom IZR
festgesetzten Mindest- und Höchstpreise
gehalten werden sollen ;

— die Befugnis, eine Ausfuhrüberwachung
bei den Erzeugerländern vorzuschreiben.

8. Der 1956 im Rahmen des Ersten Zinn-
Übereinkommens eingesetzte Internationale
Zinnrat war seither beauftragt, die Durch­
führung der einzelnen, aufeinanderfolgen­
den Übereinkommen sicherzustellen.

9. Jedes Mitglied des Rates hat eine feste
Zahl von Grundstimmen und zusätzlich eine
seinem Anteil an der Erzeugung oder am
Verbrauch entsprechende Zahl von Stim­
men. Gemäß Artikel 15 werden Beschlüsse
grundsätzlich mit beiderseitiger einfacher
Stimmenmehrheit 10 getroffen.

10. Der Rat ernennt mit beiderseitiger
Zweidrittelmehrheit einen unabhängigen
Geschäftsführenden Vorsitzenden, der dem
Rat verantwortlich und dem seinerseits der
vom Rat ernannte Geschäftsleiter des Aus­
gleichslagers verantwortlich ist.

11. Gemäß Artikel 16 Absatz 1 des Sech­
sten Übereinkommens besitzt der IZR „...
Rechtspersönlichkeit. Er hat insbesondere
die Fähigkeit, Verträge zu schließen, be­
wegliches und unbewegliches Vermögen zu
erwerben und darüber zu verfügen sowie
vor Gericht zu stehen". Weiterhin ist am 9.
Februar 1979 zwischen dem Vereinigten
Königreich und dem Rat ein Sitzabkommen
über Rechtsstellung, Vorrechte und Immu­
nitäten des Rates geschlossen worden.

8 — Vom 9. Juli und 18. Dezember 1988, bestätigt durch den
Court of Appeal am 27. April 1988.

9 — Vgl. Ihr Gutachten 1/78 vom 4. Oktober 1979, Sie. 1979,
2871, betreffend das Internationale Naturkautschuk-Über­
einkommen. Dort haben Sie (Randnrn. 4 und 5) das Inte­
grierte Programm und seine Ziele geprüft, zu denen vor
allem die Verbesserung der Strukturen des internationalen
Handels mit den Rohstoffen, die für die Entwicklungslän­
der von Bedeutung sind, gehört.

10 — Wenn Sie insoweit dem Hinweis der Klägerin in der münd­
lichen Verhandlung auf die Klage in der Rechtssache
19/89 folgen, werden Sie feststellen, daß dort ausdrücklich
von der außervertraglichen Haftung des IZR die Rede ist.
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12. Dreiundzwanzig Staaten 11 haben das
Sechste Übereinkommen unterzeichnet,
hierunter die zehn Staaten, die seinerzeit
der Europäischen "Wirtschaftsgemeinschaft
angehörten; diese hat das Übereinkommen
ebenfalls unterzeichnet.

13. Dieser gemeinsame Beitritt ergibt sich
aus der Entscheidung, daß die Finanzierung
des Ausgleichslagers Sache der Mitglied­
staaten und nicht der Gemeinschaft sein
sollte, was nach Maßgabe Ihres Gutachtens
1/78 über das internationale Kautschuk-
Übereinkommen den Beitritt der Mitglied­
staaten erforderlich machte. Sie haben näm­
lich ausgeführt:

„Die Frage, ob die Gemeinschaft insoweit
über eine ausschließliche Zuständigkeit ver­
fügt, hängt im vorliegenden Fall von der Art
und Weise der Finanzierung der Tätigkeit
des Ausgleichslagers ab, das durch dieses
Übereinkommen eingerichtet werden soll...
Sollten diese Verpflichtungen... unmittelbar
von den Mitgliedstaaten übernommen werden,
so würde dies die Beteiligung dieser Staaten
an dem Übereinkommen zusammen mit der
Gemeinschaft zur Folge haben." 12

14. Es sei noch darauf hingewiesen, daß
Artikel 56 Absatz 1 des Übereinkommens
ausdrücklich den Beitritt „zwischenstaatli­
cher Organisationen" vorsieht. Gemäß Ab­
satz 2 geben „diese Organisationen... im
Fall einer Abstimmung über in ihren Zustän­
digkeitsbereich fallende Fragen eine Anzahl
von Stimmen ab, die der Gesamtzahl der
Stimmen entspricht, die ihren Mitgliedstaa­
ten nach Artikel 14 zuzurechnen sind; diese
dürfen ihre Stimmen in diesem Fall nicht
einzeln abgeben."

15. Das Sechste Übereinkommen wurde an­
läßlich der unter Leitung der Vereinten Na­
tionen durchgeführten Zinnkonferenz von
1980 bis 1981 ausgehandelt und am 3. Au­
gust 1981 zur Zeichnung aufgelegt.

16. Der „Beschluß des Rates" über die Un­
terzeichnung und die Notifizierung der vor­
läufigen Anwendung des Sechsten Überein­
kommens erfolgte am 31. März 198213.

17. Es ist festzuhalten, daß gemäß Artikel
55 des Sechsten Übereinkommens das end­
gültige Inkrafttreten davon abhing, daß am
1. Juli 1982 die Regierungen von Erzeuger­
ländern, auf die mindestens 80 % des in An­
lage A angegebenen Prozentsatzes der Ge­
samterzeugung entfielen, und die Regierun­
gen von Verbraucherländern, auf die min­
destens 80 % des in Anlage B angegebenen
Prozentsatzes des Gesamtverbrauchs entfie­
len, Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunden hinterlegt
hatten 14.

18. Artikel 55 Absatz 2 bestimmte, daß das
Übereinkommen, falls es zu dem genannten
Zeitpunkt nicht endgültig in Kraft getreten
sein sollte, vorläufig in Kraft trete, wenn bis
zu diesem Tag die Regierungen von Erzeu­
gerländern, auf die mindestens 65 % des in
Anlage A angegebenen Prozentsatzes der
Gesamterzeugung entfielen, und die Regie­
rungen von Verbraucherländern, auf die
mindestens 65 % des in Anlage B angegebe­
nen Prozentsatzes des Gesamtverbrauchs
entfielen, Ratifikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Beitrittsurkunden hinterlegt
oder notifiziert hätten, daß sie dieses Über­
einkommen vorläufig anwenden würden.

19. Schließlich bestimmte Artikel 55 Absatz
3, daß für den Fall, daß die nach Absatz 1
oder 2 geforderten Prozentsätze am 1. Juni
1982 nicht erreicht sein sollten, der Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen diejeni­
gen Regierungen, die ihre Ratifikationsur­
kunden usw. hinterlegt hätten, auffordern
sollte, zusammenzutreten, um zu entschei­
den, ob dieses Übereinkommen zu einem
von ihnen festzulegenden Zeitpunkt zwi­
schen ihnen endgültig oder vorläufig ganz
oder teilweise in Kraft treten solle.

11 — Australien, Indonesien, Malaysia, Nigeria, Thailand und
Zaire als Erzeugerländer; Kanada, Finnland, Indien, Japan,
Norwegen, Schweden, Schweiz und die zehn Mitgliedsua-
ten der Gemeinschaft als Verbraucherländer.

12 — A. a. O. (oben, Fußnote 9), S. 2920, Hervorhebung nur
hier.

13 — ABl. L 342 vom 3.12.1982, S. 1.

14 — Die hier maßgebenden Prozentsätze sind in den Anhängen
A und B des Abkommens wiedergegeben (ABl. L 342 vom
31.12.1980, S. 29,30).
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20. Laut Maclaine Watson, der insoweit
nicht widersprochen worden ist, hatten am
1. Juli 1982 Länder mit insgesamt 82,24 %
der Gesamtzinnerzeugung das Übereinkom­
men unterzeichnet, während bei den Ver­
braucherländern der Prozentsatz lediglich
50,31 % des Gesamtverbrauchs erreichte.

21. Auf der Grundlage des Artikels 55 Ab­
satz 3 des Übereinkommens wurde daher
die Entscheidung getroffen, das Sechste
Übereinkommen mit Wirkung vom 1. Juli
1982 zwischen den Unterzeichnerstaaten
vorläufig in Kraft zu setzen.

22. Ein sehr umfangreiches Schrifttum 15 ist
der Krise des IZR gewidmet worden, um
deren tiefere Gründe aufzuzeigen. Die Klä­
gerin selbst hat eine Analyse vorgelegt, die
unbedingt zusammenfassend dargestellt
werden muß, wenn ihre rechtliche Argu­
mentation richtig verstanden werden soll.

23. Zunächst sei das Sechste Übereinkom­
men im strukturellen Zusammenhang einer
Zinnüberproduktion ausgehandelt und ab­
geschlossen worden. Ferner hätten im Zeit­
raum 1980/81 spekulative Geschäfte eines
„geheimnisvollen" Käufers ein zwar hefti­
ges, aber künstliches Anziehen der Preise
und in der Folge eine Erhöhung der Min­
dest- und Höchstpreise des IZR bewirkt.

24. Der IZR habe daher zum Zeitpunkt des
vorläufigen Inkrafttretens des Sechsten
Übereinkommens bereits Ausfuhrüberwa­
chungen angeordnet, ein beträchtliches
Zinnlager angelegt und erhebliche Bankdar­
lehen zu verkraften gehabt. Trotz dieser
Maßnahme seien die Zinnkurse in London
unter den Mindestpreis gesunken.

25. Zudem hätten die Vereinigten Staaten,
der Welt größter Zinnverbraucher und im
Besitz beträchtlicher, für den Verkauf be­
reitstehender Zinnvorräte, wie auch wich­
tige Zinnerzeuger, wie insbesondere Boli­
vien und Brasilien, das Sechste Übereinkom­
men nicht unterzeichnet.

26. Die Ausfuhrüberwachungen seien daher
zum Scheitern verurteilt gewesen, weil die
Erzeugerländer des Sechsten Übereinkom­
mens, denen sie allein hätten vorgeschrieben
werden können, nur 50 bis 60 % der Welt­
erzeugung dargestellt hätten. Diese Über­
wachungen, die übrigens durch „Schmug­
gelware" hätten umgangen werden können,
hätten die Ausfuhrerlöse der betroffenen
Mitglieder des IZR verringert, ohne die der
dem Sechsten Übereinkommen ferngebliebe­
nen Länder zu beeinträchtigen. Darüber
hinaus habe der IZR während der Laufzeit
des Übereinkommens keine Maßnahme zur
Überwachung der Erzeugung bei den Ver­
braucherländern getroffen 16; auch die EWG
habe sich im übrigen gegen jegliche Ent­
scheidung in dieser Richtung gesperrt.

27. Ferner seien die Mindest- und Höchst­
preise 17 in malaysischen Ringgits ausge­
drückt, die Geschäfte des IZR an der LME
hingegen in UKL durchgeführt worden. Da­
mit sei die Wirksamkeit der Maßnahmen
des IZR von dem Schwanken der Wechsel­
kurse abhängig gemacht worden, was bei
der Aushandlung des Sechsten Übereinkom-

15151515 ———— VglVglVglVgl.... insbesondereinsbesondereinsbesondereinsbesondere EisenmannEisenmannEisenmannEisenmann,,,, PPPP.... MMMM.:.:.:.: „„„„CriseCriseCriseCrise dudududu ConseilConseilConseilConseil in­in­in­in­
ternationalternationalternationalternational dededede l'etainl'etainl'etainl'etain etetetet insolvabilitéinsolvabilitéinsolvabilitéinsolvabilité d'uned'uned'uned'une organisationorganisationorganisationorganisation in­in­in­in­
tergouvemementaletergouvemementaletergouvemementaletergouvemementale",",",", inininin:::: AFDļAFDļAFDļAFDļ 1985198519851985,,,, SSSS.... 730730730730;;;; AndersonAndersonAndersonAnderson,,,,
GilbertGilbertGilbertGilbert:::: „„„„CommodityCommodityCommodityCommodity agreementsagreementsagreementsagreements andandandand commoditycommoditycommoditycommodity marketsmarketsmarketsmarkets::::
LessonLessonLessonLesson fromfromfromfrom tintintintin",",",", inininin:::: TheTheTheThe EconomicEconomicEconomicEconomic JournalJournalJournalJournal,,,, CambridgeCambridgeCambridgeCambridge,,,,
VolVolVolVol.... 98989898,,,, NrNrNrNr.... 389389389389,,,, MärzMärzMärzMärz 1988198819881988,,,, SSSS.... 1111 bisbisbisbis 15151515;;;; MarquesMarquesMarquesMarques,,,, IIII.,.,.,., undundundund
GiraudGiraudGiraudGiraud,,,, PPPP.... N-N-N-N-:::: „„„„TinTinTinTin:::: thethethethe endendendend ofofofof anananan agreementagreementagreementagreement",",",", inininin:::: Natu­Natu­Natu­Natu­
ralralralral resourcesresourcesresourcesresources JorumJorumJorumJorum,,,, LondonLondonLondonLondon,,,, VolVolVolVol.... 11111111,,,, NrNrNrNr.... 3333,,,, AugustAugustAugustAugust 1987198719871987,,,,
SSSS.... 207207207207 bisbisbisbis 218218218218;;;; McFaddenMcFaddenMcFaddenMcFadden,,,, EricEricEricEric:::: „„„„TheTheTheThe collapsecollapsecollapsecollapse ofofofof tintintintin:::: re­re­re­re­
structuringstructuringstructuringstructuring aaaa failedfailedfailedfailed commoditycommoditycommoditycommodity agreementagreementagreementagreement",",",", inininin:::: AJILAJILAJILAJIL,,,, VolVolVolVol....
80808080,,,, NrNrNrNr.... 4444,,,, OktoberOktoberOktoberOktober 1986198619861986,,,, SSSS.... 811811811811 bisbisbisbis 830830830830;;;; ChimniChimniChimniChimni,,,, BBBB.... SSSS.:.:.:.:
„„„„InternationalInternationalInternationalInternational commoditycommoditycommoditycommodity agreementsagreementsagreementsagreements:::: aaaa legallegallegallegal studystudystudystudy",",",", Lon­Lon­Lon­Lon­
dondondondon 1987198719871987,,,, KapitelKapitelKapitelKapitel 10101010,,,, SSSS.... 197197197197;;;; WassermanWassermanWassermanWasserman,,,, UUUU.:.:.:.: „„„„TinTinTinTin andandandand
otherotherotherother commoditiescommoditiescommoditiescommodities inininin crisiscrisiscrisiscrisis",",",", inininin:/:/:/:/WWWW////ZZZZ.... 20202020////1986198619861986,,,, SSSS.... 233233233233....

16161616 ———— HierHierHierHier handelthandelthandelthandelt eseseses sichsichsichsich umumumum MitgliederMitgliederMitgliederMitglieder,,,, diediediedie zwarzwarzwarzwar Verbraucher­Verbraucher­Verbraucher­Verbraucher­
mitgliedermitgliedermitgliedermitglieder desdesdesdes IZRIZRIZRIZR sindsindsindsind,,,, zugleichzugleichzugleichzugleich aberaberaberaber auchauchauchauch ZinnZinnZinnZinn fordernfordernfordernfordern;;;;
dasdasdasdas giltgiltgiltgilt zzzz.... BBBB.... fürfürfürfür dasdasdasdas VereinigteVereinigteVereinigteVereinigte KönigreichKönigreichKönigreichKönigreich....

17171717 ———— ArtikelArtikelArtikelArtikel 27272727 AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 1111 desdesdesdes ÜbereinkommensÜbereinkommensÜbereinkommensÜbereinkommens....
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mens klar vorauszusehen gewesen sei. Der
IZR habe aber in der Folge niemals von sei­
ner Befugnis Gebrauch gemacht, die Wäh­
rung zu ändern, in der die Mindest- und
Höchstpreise ausgedrückt würden.

28. Das Sechste Übereinkommen sei daher
schon bei seinem Inkrafttreten inhaltlich
fehlerhaft gewesen.

29. Während der Laufzeit des Übereinkom­
mens habe der IZR stets versucht, einen zu
hohen Mindestpreis zu halten, der nur zu­
sätzliche Zinnmengen auf den Markt gezo­
gen habe und damit die Baissebewegung der
Kurse habe verstärken müssen.

30. Unter diesen Umständen habe das Aus­
gleichslager eine besonders schwere Verant­
wortung getragen. Es sei aber nicht in die
Lage versetzt worden, diese Aufgabe zu er­
füllen. Obwohl bereits das Sechste Überein­
kommen selbst nur unzureichende Finanz­
mittel vorgesehen habe, hätten nicht einmal
diese Mittel dem Ausgleichslager in voller
Höhe zur Verfügung gestellt werden kön­
nen, da bestimmte Länder dem Sechsten
Übereinkommen nicht beigetreten seien.
Schließlich seien die meisten Beiträge zur
Finanzierung des Ausgleichslagers nicht in
Barmitteln, sondern in Zinn geleistet wor­
den.

31. Es sei daher notwendig geworden, zu­
sätzliche Mittel für das Ausgleichslager be­
reitzustellen. Dessen Geschäftsleiter habe
mehrfach den Rat darauf aufmerksam ge­
macht, daß der völlige Zusammenbruch des
IZR zu befürchten sei. Im März 1984 habe
er darauf hingewiesen, daß die aus den Bei­
trägen stammenden Finanzmittel erschöpft
seien und das Lager nur noch mit Hilfe von
Darlehen funktioniere. Die Gemeinschaft
und Japan hätten sich insoweit der von an­
deren Mitgliedern vorgeschlagenen Zahlung
von Folgebeiträgen widersetzt. Der IZR
habe in Wahrheit eine ständige Hinhaltepo­
litik betrieben.

32. Somit habe das Fehlen ausreichender
Barmittel eine intensive Kreditaufnahme un­
ausweichlich gemacht. Da diese Kredite in­
dessen im wesentlichen durch Zinnlager­
scheine gesichert worden seien, habe sich
der IZR zugleich in der Pflicht gesehen,
hohe Kurse zu stützen, um eine Verringe­
rung des Sicherungswerts der Kredite zu
vermeiden.

33. Der Geschäftsleiter des Lagers habe sich
daher zu dem Versuch genötigt gesehen,
mehr Zinn zu kontrollieren, als die verfüg­
baren Mittel es zugelassen hätten, und sich
insbesondere bei den Börsenmaklern auf ein
kompliziertes System von Transaktionen
eingelassen, deren Vereinbarkeit mit dem
Sechsten Übereinkommen fraglich gewesen
sei und die dazu bestimmt gewesen seien,
gegenüber dem Angebot den Anschein einer
Nachfrage zu schaffen, um die Kurse auf
dem Niveau eines künstlich aufgeblasenen
Mindestpreises zu halten.

34. Indem der Geschäftsleiter des Lagers
dreizehn verschiedene Makler beauftragt
habe, habe er diesen den Umfang der Ak­
tion verbergen können. Er habe ihnen im
übrigen erklärt, er verfüge über ausrei­
chende Finanzmittel, und habe heftig eine
etwaige Beeinträchtigung der finanziellen
Stabilität des IZR bestritten.

35. Den Mitgliedern des IZR seien die
Maßnahmen des Geschäftsleiters des Lagers
und deren Auswirkungen auf die Finanzlage
des IZR weitgehend bekannt gewesen, auch
wenn sich nur schwer beurteilen lasse, bis in
welche Einzelheiten ihre Informationen ge­
gangen seien. Daher habe das durch die
Transaktionen des Geschäftsleiters des La­
gers beunruhigte Vereinigte Königreich sich
bemüht, genauere Angaben zu erhalten, mit
deren Hilfe hätte festgestellt werden kön­
nen, ob der Geschäftsleiter nicht seine Be­
fugnisse überschreite. Diese Vorgehensweise
in Form eines Gemeinschaftsdokuments
habe nicht die Unterstützung der anderen
Mitglieder des IZR gefunden. Die Erzeu­
gerländer hätten sich dem widersetzt und
auch der Geschäftsleiter des Lagers, der sich
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insbesondere auf die Funktionsregeln des
Ausgleichslagers berufen habe. Ein weiteres
Vorgehen der Gemeinschaft sei unterblie­
ben.

36. Der IZR habe es im übrigen versäumt
— so immer noch die Klägerin —, dafür
Sorge zu tragen, den Ausgleichslager-Finan­
zierungsausschuß so oft wie erforderlich zu­
sammentreten zu lassen, damit dieser seine
Überwachungsaufgabe wahrnehme.

37. Wenn daher die Unkenntnis der Mit­
glieder auf das Sechste Übereinkommen
selbst zurückzuführen sei, dann beweise dies
die Mängel dieses Übereinkommens zu dem
Zeitpunkt, zu dem die Gemeinschaft beige­
treten sei und seine Inkraftsetzung beschlos­
sen habe. Sei diese Unkenntnis aber nicht
auf einen solchen Mangel zurückzuführen,
dann sei sie das Ergebnis einer Pflichtverlet­
zung der Mitglieder des IZR und hierunter
der Gemeinschaft, die die Initiativen des
Vereinigten Königreichs nicht unterstützt
habe.

38. Die Unkenntnis der Mitglieder des IZR
habe sich indessen lediglich auf den genauen
Zeitpunkt der bevorstehenden Zahlungsein­
stellung des IZR bezogen. Ihre Informatio­
nen seien auf jeden Fall ausreichend gewe­
sen, um deren Unvermeidbarkeit erkennen
zu müssen.

39. Dies ist in sehr schematischer Zusam­
menfassung die Analyse von Maclaine Wat­
son, die sich auf überaus zahlreiche Doku­
mente insbesondere des IZR sowie auf Er­
klärungen von Amtsträgern oder ehemaligen
Amtsträgern stützt, deren Vorlage als Be­
weismittel übrigens sowohl die beklagten
Organe wie auch das Vereinigte Königreich
entgegengetreten sind. Es kann jedenfalls in
diesem Stadium nicht meine Aufgabe sein,
die Schlüssigkeit der Erläuterungen der Klä­
gerin zu würdigen. Ich möchte mich auf die
Feststellung beschränken, daß — über be­
stimmte von der Klägerin angeführte Fakto­
ren hinaus — einige Stellungnahmen auch

auf die Rolle hingewiesen haben, die die
„Broker der LME" beim Entstehen der
Krise gespielt haben sollen 18.

40. Sie haben entschieden, obwohl ein dies­
bezüglicher formeller Antrag seitens der be­
klagten Organe nicht gestellt war, die Zu-
lässigkeit der vorliegenden Klage vorab zu
prüfen.

41. Obwohl es mir nicht zusteht, die Art
und Weise, in der die Parteien Ihnen ihre
Angriffs- und Verteidigungsmittel vortra­
gen, zu bewerten, möchte ich doch sagen,
daß vorliegend Ihre Aufgabe, die allein
schon wegen der Komplexität der Tatsachen
und der Rechtsfragen besonders heikel ist,
nicht erleichtert wird.

42. Während nämlich die Klägerin, wie die
Zahl der von ihr vorgebrachten Klage­
gründe zeigt, ein besonders weites „Netz"
ausgeworfen hat, haben die beklagten Or­
gane eine globale Einrede der Unzulässig­
keit geltend gemacht, bei der häufig nur
schwer festzustellen ist, auf welche konkre­
ten Rügen sie sich stützt. Zweifellos war das
Vereinigte Königreich als Streithelfer der
Gemeinschaft, deren Argumentation es ver­
tieft hat, mehr um Ihre Rechtsprechung be­
sorgt, denn es hat sich bemüht, Ihnen ein
ausführlicheres Prüfungskonzept zu liefern.

43. Die rechtliche Argumentation der Klä­
gerin zielt auf das Verhalten der Gemein­
schaft bei Aushandlung, Inkrafttreten und
Durchführung des Sechsten Übereinkom­
mens ab. Doch dies ist nur eine recht allge­
meine Kennzeichnung der Ihnen vorgetra­
genen Klagegründe, deren Zahl und zuwei­
len auch Darstellung eine Synthese erschwe­
ren.

18 — Vgl. Eisenmann, a. a. O., S. 737; Chimni, a. a. O.,
S. 201.
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44. Vorbehaltlich dieser Hinweise bringt
Maclaine Watson wohl letztlich folgende
neun Klagegründe vor:

1) Die Gemeinschaft hafte für die Machen­
schaften des IZR, der vor seinem Zu­
sammenbruch mehr Schulden eingegan­
gen als zu begleichen er in der Lage ge­
wesen sei; sei der IZR keine juristische
Person, dann sei sein Fehlverhalten un­
mittelbar seinen Mitgliedern zuzurech­
nen; sei er hingegen als juristische Per­
son anzusehen, dann hafteten seine Mit­
glieder nach den allgemein anerkannten
Rechtsgrundsätzen der Mitgliedstaaten
über die Verantwortlichkeit der Ge­
schäftsführer von Handelsgesellschaften.

2) Die Gemeinschaft habe es unterlassen,
die Klägerin über das Risiko einer Ge­
schäftsverbindung mit der Organisation
aufzuklären, und ganz allgemein ihre
Fürsorgepflicht verletzt.

3) Die Gemeinschaft habe mit der Unter­
zeichnung des Sechsten Übereinkom­
mens und der Teilnahme an dessen vor­
läufiger Inkraftsetzung wegen dessen
inhaltlicher Mangelhaftigkeit und Un­
vereinbarkeit mit dem EWG-Vertrag
rechtswidrig gehandelt.

4) Die Gemeinschaft habe es versäumt, bei
der Aushandlung des Sechsten Überein­
kommens und beim Beitritt ihre Befug­
nisse vollumfänglich auszuüben, und
habe insbesondere nicht von den Mit­
gliedsländern die Beachtung ihres Rechts
zur Entscheidung der in ihre ausschließ­
liche Zuständigkeit fallenden Fragen ge­
fordert.

5) Rat und Kommission hätten nie das
Europäische Parlament angehört, ob­
wohl eine solche Anhörung nützlich ge­

wesen wäre, weil das Bekanntwerden
der Mängel des Übereinkommens die
Gemeinschaft bewogen hätte, wie die
Vereinigten Staaten und Bolivien von ei­
nem Beitritt abzusehen.

6) Die Kommission habe bei den Mitglied­
staaten der Gemeinschaft nicht die not­
wendigen Schritte im Hinblick auf die
Ratifikation des Übereinkommens sowie
auf ihren Beitrag zum Ausgleichslager
einschließlich der Zahlung von Folgebei­
trägen unternommen; es handele sich
hier um eine Verletzung des Artikels 5
EWG-Vertrag, bei deren Vorliegen es
Sache der Organe gewesen sei, die not­
wendigen Maßnahmen zu ergreifen wie
etwa — von Seiten der Kommission —
die Einleitung eines Verfahrens nach Ar­
tikel 169.

7) Die Gemeinschaft sei in Anbetracht der
Zahl ihrer Stimmen rechtlich für
„Handlungen und Unterlassungen" des
IZR wegen ihres Einflusses verantwort­
lich, den sie nicht im Gemeinschaftsin­
teresse und nicht so ausgeübt habe, daß
die Geschäftstätigkeit der Organisation
einer Kontrolle unterworfen gewesen
wäre.

8) Die Gemeinschaft habe pflichtwidrig ge­
handelt, indem sie den Mißbrauch der
beherrschenden Stellung nicht verhindert
habe, den die Tätigkeit des IZR darge­
stellt habe.

9) Ohne Rücksicht auf rechtswidriges Ver­
halten müsse die Gemeinschaft den von
der Klägerin erlittenen Schaden unter
dem Gesichtspunkt des mit dem Sech­
sten Übereinkommen und der Betäti­
gung des IZR verbundenen Risikos er­
setzen.

45. Diese beeindruckende Reihe von Klage­
gründen bekämpfen Kommission und Rat,
unterstützt vom Vereinigten Königreich als
Streithelfer, mit der Einrede der Unzulässig­
keit, die drei selbständige Rügen umfaßt:
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— Die Klage sei unzulässig, weil sie auf
Akte und Verhaltensweisen der Gemein­
schaft bei der Gestaltung der internatio­
nalen Beziehungen abziele.

— Die Klage stelle einen Mißbrauch der
Klagemöglichkeit des Artikels 215 dar,
insbesondere weil sie in Wirklichkeit
versuche, der Gemeinschaft die vertrag­
liche Haftung des IZR aufzubürden,
eine große Anzahl von Akten der Ge­
meinschaft, des IZR oder seiner Mitglie­
der für nichtig erklären zu lassen und
der Beklagten die Verantwortung für
eine Organisation anzulasten, die nicht
Ihrer Gerichtsbarkeit unterworfen sei.

— Die Klage sei, da von Ihnen die grund­
sätzliche Feststellung einer hypotheti­
schen und bedingten Haftung verlangt
werde, verfrüht und abstrakt, solange
nicht das Scheitern der vor den briti­
schen Gerichten gegen den IZR erhobe­
nen Klagen endgültig feststehe.

46. Ich prüfe zunächst die letzte Unzuläs¬
sigkeitsrüge, die meines Erachtens schon
nach kurzer Prüfung zurückgewiesen wer­
den kann.

I — Zur verfrühten oder abstrakten Natur
der Klage

47. Angesichts der von Maclaine Watson
bei den britischen Gerichten anhängig ge­
machten Verfahren soll der behauptete
Schaden rein hypothetisch sein. Die klagen­
den Gesellschaften könnten nämlich nicht
den Nachweis erbringen, daß der IZR end­
gültig entschieden habe, nicht zu zahlen.
Unter diesen Umständen sei die Klage un­
zulässig, weil mit ihr ein Urteil des Ge­
richtshofes angestrebt werde, das eine ab­
strakte Feststellung der Haftung enthalte.

48. Zunächst ist der Eintritt eines Schadens
nach meinem Dafürhalten eine Frage, die
zur Prüfung der Begründetheit gehört. Ihre
Rechtsprechung hat zwar bisweilen Haf­
tungsklagen für unzulässig, weil verfrüht er­
klärt, ich weise aber darauf hin, daß Sie
auch wie folgt entschieden haben:

„Die Einwände des Rates betreffen in
Wahrheit eine der Voraussetzungen für die
Begründetheit eines Schadensersatzanspru­
ches gegen die Gemeinschaft, und zwar das
Vorliegen eines Schadens. Sie sind daher im
Rahmen der Begründetheit zu würdigen." 19

49. Auf jeden Fall bezweifle ich sehr, daß
der vorliegend behauptete Schaden nur ein
möglicher Schaden sein soll. Was angesichts
der seit dem 24. Oktober 1985 verstrichenen
Zeit unsicher ist, ist lediglich, wie mir
scheint, die Bezahlung der Schulden des
IZR.

50. Im übrigen verweise ich darauf, daß Sie
bereits die Zulässigkeit von Klagen auf
„Feststellung der Haftung" bejaht und sich
hierbei an den in den Rechtsordnungen
mehrerer Mitgliedstaaten verankerten Lö­
sungen orientiert haben:

„Artikel 215 des Vertrages schließt nicht
aus, daß der Gerichtshof mit dem Ziel ange­
rufen wird, die Haftung der Gemeinschaft
für unmittelbar bevorstehende und mit hin­
reichender Sicherheit vorhersehbare Schä­
den feststellen zu lassen, auch wenn der
Schaden noch nicht genau bezifferbar ist." 20

51. A fortiori scheint mir die Lösung die
gleiche sein zu müssen, wenn der Schaden

19 — Urteil vom 17. Dezember 1981 in den verbundenen Rechts­
sachen 197/80 bis 200/80, 243/80, 245/80 und 247/80,
Ludwigshafener Walzmühle, Slg. 1981, 3211, Hervorhe­
bung nur hier.

20 — Urteil vom 2. Juni 1976 in den verbundenen Rechtssachen
56/74 bis 70/74, Kampffmeyer KG, Slg. 1976, 711.
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feststeht und nur sein Wegfall von einer
Zahlung abhängt, die nach den Umständen
des Einzelfalles als unsicher angesehen wer­
den muß.

52. In der Rechtssache Granaria 21 schließ­
lich haben Sie daran erinnert, daß Sie sich
dazu veranlaßt sehen können,

,,... in einem ersten Verfahrensabschnitt dar­
über zu entscheiden, ob das Verhalten der
Organe geeignet war, die Haftung der Ge­
meinschaft auszulösen, und die Erörterung
von Fragen zur Kausalität sowie zu Art und
Umfang des Schadens gegebenenfalls einem
späteren Abschnitt vorzubehalten"22.

53. Nicht unerheblich scheint mir die Fest­
stellung zu sein, daß Sie bei der Bejahung
der Zulässigkeit der Klage ausgeführt ha­
ben:

„Im vorliegenden Fall eignet sich die Frage
der Haftung in besonders hohem Maße für
eine gesonderte Behandlung entsprechend
dieser Praxis des Gerichtshofes." 23

54. Dies trifft zweifellos auch für die vorlie­
gende Klage zu. Ich schlage Ihnen daher
vor, diese Rüge der Unzulässigkeit zurück­
zuweisen.

II — Die gerichtliche Kontrolle und die aus­
wärtigen Beziehungen der Gemeinschaft

55. Eine aufmerksame Durchsicht Ihrer
Rechtsprechung zeigt, daß die Gemein­
schaftsorgane Sie nicht zum erstenmal ersu­
chen, eine Klage gegen Akte der Gemein­

schaft im Bereich der auswärtigen Beziehun­
gen für unzulässig zu erklären.

56. So haben Sie etwa in der Rechtssache
Fediol I 24 über eine Unzulässigkeitsrüge
der Kommission gegenüber einer Klage ent­
scheiden müssen, die gegen die Weigerung
gerichtet war, gegen Brasilien eine Untersu­
chung für den Bereich der Antisubventions-
maßnahmen einzuleiten. Es wurde nämlich
vorgebracht, daß Entscheidungen in diesem
Bereich Ausfluß einer politisch gearteten Be­
fugnis seien, die jede gerichtliche Überprü­
fung ausschließe.

57. Sie haben diese Rüge zurückgewiesen
und die genau umschriebenen Verfahrens­
rechte der Erzeuger in der Gemeinschaft
nach der anwendbaren Verordnung heraus­
gearbeitet. Sie haben hierzu festgestellt, daß
der Standpunkt der Kommission, wenn sie
grundsätzlich jede Klagemöglichkeit auszu­
schließen versuche, überzogen sei, und
daran erinnert, daß es Ihre Aufgabe sei, ge­
mäß Artikel 164 EWG-Vertrag die Wah­
rung des Rechts zu sichern und eine ge­
richtliche Kontrolle auszuüben, die der Na­
tur der auf diesem Gebiet den Organen der
Gemeinschaft vorbehaltenen Befugnisse
Rechnung trage.

58. Sie haben festgestellt:

„Insoweit ist dem Richter die Ausübung
derjenigen Kontrolle übertragen, die ihm
gewöhnlich angesichts eines Ermessensspiel­
raums der öffentlichen Gewalt zusteht, ohne
daß er dabei allerdings in die Würdigung
eingreifen kann, die aufgrund der genann­
ten Verordnung den Gemeinschaftsbehör­
den vorbehalten ist." 25

Sodann haben Sie den Mindestumfang Ihrer
entsprechenden Kontrolle festgelegt. Diese
Lösung ist in Ihrem Urteil in der Rechts­
sache Timex bestätigt worden 26.

21 — Urteil vom 28. März 1979 in der Rechtssache 90/78, Gra­
naria BV, Slg. 1979, 1081.

22 — Randnr. 6.

23 — A. a. O., Hervorhebung nur hier.

24 — Urteil vom 4. Oktober 1983 in der Rechtssache 191/82,
Fediol, Slg. 1983, 2913.

25 — Randnr. 30.

26 — Urteil vom 20. März 1985 in der Rechtssache 264/82,
Timex Corporation, Slg. 1985, 849, Randnr. 16.
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59. In der Rechtssache Adams 27 berief sich
die Kommission gegenüber der Rüge des
Klägers, der durch das Freihandelsabkom­
men zwischen der Schweiz und der Ge­
meinschaft eingerichtete gemischte Aus­
schuß sei nicht befaßt worden, ebenfalls auf
ihre souveräne Entscheidungsbefugnis bei
der Gestaltung der auswärtigen Beziehun­
gen. Dieses Argument wurde jedoch als
Rüge zur Begründetheit vorgebracht und
auch als solche von Ihnen geprüft. Sie haben
die Klage daraufhin mit folgender Feststel­
lung abgewiesen:

„Die Entscheidung, ob der gemischte Aus­
schuß mit dieser Angelegenheit befaßt wer­
den soll, kann somit nur im Hinblick auf die
allgemeinen Interessen der Gemeinschaft
aufgrund einer im wesentlichen politischen
Beurteilung getroffen werden, gegen die ein
einzelner gerichtlich nicht vorzugehen ver­
mag." 28

60. Im übrigen hatten Sie mehrfach Akte
der Gemeinschaft im Bereich der auswärti­
gen Beziehungen zu überprüfen, ohne daß
eine Einrede der Unzulässigkeit erhoben
worden wäre. Einige bezeichnende Beispiele
möchte ich anführen.

61. In der Rechtssache Faust 29 machte ein
deutscher Importeur von chinesischen Pilzen
die Haftung der Gemeinschaft wegen der
Kontingentierung der Einfuhren aus Taiwan
im Anschluß an ein mit der Volksrepublik
China geschlossenes Handelsabkommen gel­
tend.

62. Sie haben die Rügen des Klägers im
Hinblick auf die Verletzung berechtigten
Vertrauens geprüft, ohne daß eine wie im­
mer geartete Unzulässigkeitsrüge erhoben
oder diese Frage von Ihnen behandelt wor­
den wäre, und entschieden:

„Die Organe der Gemeinschaft verfügen
über einen Ermessensspielraum bei der
Wahl der zur Verwirklichung ihrer Politik
erforderlichen Mittel, und die Wirtschafts­
teilnehmer dürfen nicht auf die Beibehal­
tung einer bestehenden Situation vertrauen,
die durch Entscheidungen dieser Organe im
Rahmen ihres Ermessensspielraums verän­
dert werden kann." 30

63. Die Rechtssache „Sonderhilfe für die
Türkei" 31 scheint mir ebenfalls der Erwäh­
nung wert zu sein. Es handelte sich, wie Sie
sich erinnern werden, um die Entscheidung
über eine Klage der Griechischen Republik
gegen eine Entscheidung des Rates, mit der
in der Sache eine Hilfe für die Türkei be­
schlossen worden war. Es ist offenbar, daß
hier die auswärtigen Beziehungen im Spiel
waren; ich brauche auf die politische Di­
mension der Sache nicht besonders hinzu­
weisen. Eine Beschränkung Ihrer Kontrolle
ist nicht einmal erwähnt worden.

64. Die Rechtssache Clemessy 32 war Anlaß
für eine Prüfung der Begründetheit von Rü­
gen, die gegen die Kommission wegen de­
ren Eingreifen bei der Vergabe eines Auf­
trags für die Errichtung des Gebäudes des
somalischen Pharmazeutischen Instituts er­
hoben wurden. Eine Rüge der Unzulässig­
keit mit der Begründung, die Klage berühre
die auswärtigen Beziehungen der Gemein­
schaft, wurde bei dieser Gelegenheit nicht
erhoben.

65. Schließlich und ganz besonders — wir
werden später noch auf diese Frage zurück­
kommen — ist sowohl auf Ihre Zuständig­
keit zur vorherigen Begutachtung interna­
tionaler Abkommen 33 als auch auf die Hin­
weise bezüglich Ihrer Kontrolle „a poste­
riori" in Ihrem Gutachten 1/75 34 aufmerk­
sam zu machen.

27 — Urteil vom 7. November 1985 in der Rechtssache 53/84,
Adams, Slg. 1985, 3595.

28 — Randnr. 15.

29 — Urteil vom 28. Oktober 1982 in der Rechtssache 52/81,
Slg. 1982, 3745.

30 — Randnr. 27.

31 — Urteil vom 27. September 1988 in der Rechtssache 204/86,
Griechische Republik/Rat, Slg. 1988, 5323.

32 — Urteil vom 24. Juni 1986 in der Rechtssache 267/82, Slg.

1986, 1907.
33 — Artikel 228 Absatz 1 Unterabsatz 2 EWG-Vertrag.

34 — Vom 11. November 1975, Slg. 1975, 1355.
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66. Angesichts der Bedeutung der hier an­
stehenden Grundsatzfrage muß zweifellos
untersucht werden, welche Lösungen die
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten im
Bereich der richterlichen Kontrolle der aus­
wärtigen Beziehungen bereitstellen.

67. Im italienischen Recht sieht Artikel 113
der Verfassung ganz allgemein den gericht­
lichen Schutz der einzelnen gegenüber den
Akten der öffentlichen Verwaltung vor 35.
Artikel 28 des Gesetzes über den Verfas­
sungsgerichtshof bestimmt jedoch, daß die
Kontrolle durch diesen Gerichtshof keinerlei
politische Bewertung des Ermessensspiel­
raums des Parlaments zuläßt. Im übrigen ist
jede Klage vor dem Verfassungsgerichtshof
ausgeschlossen, wenn es um Akte der Re­
gierung in Ausübung ihrer politischen Be­
fugnisse geht.

68. Abschluß und Ratifikation internationa­
ler Abkommen sowie ganz allgemein Akte
in Zusammenhang mit den auswärtigen Be­
ziehungen gelten als „politische Akte", de­
ren absolute Unangreifbarkeit die Corte di
Cassazione in besonders klaren Worten be­
kräftigt hat:

„Die Verantwortung der staatlichen Organe
für zwischenstaatliche Akte liegt auf politi­
scher Ebene und kann nicht vor den Gerich­
ten, sondern nur mit den Mitteln und mit
Hilfe der Institutionen geltend gemacht wer­
den, die der politischen Kontrolle der Regie­
rungstätigkeit dienen." 36

69. Schließlich ist eine eindeutige Tendenz
feststellbar, den Bereich des „politischen
Aktes" mit Hilfe des Begriffs „Akt hoher
Verwaltung" einzuschränken, der in jeder
Hinsicht der gerichtlichen Kontrolle unter­
liegt.

70. Im dänischen Recht soll die Frage um­
stritten sein, ob ein einzelner einen Akt an­
greifen kann, der die der Regierung unmit­
telbar von der Verfassung verliehenen Be­
fugnisse berührt, z. B. die Einrichtung einer
Botschaft oder die Anerkennung eines Staa­
tes. Die Hindernisse scheinen insoweit die
allgemeinen Klagevoraussetzungen zu be­
treffen, da etwa für eine Schadensersatz­
klage ein rechtlich geschütztes Interesse
erforderlich ist. Demgegenüber soll das
Schrifttum davon ausgehen, daß gegen Akte
im Hinblick auf den diplomatischen Schutz
eines Dänen im Ausland sowohl mit -einer
Anfechtungsklage als auch mit einer Scha­
densersatzklage vorgegangen werden kann.
Ausgeschlossen soll es auf jeden Fall sein,
den Abschluß eines Abkommens auf Initia­
tive eines einzelnen einer Rechtmäßigkeits­
kontrolle zu unterziehen oder zum Gegen­
stand einer Schadensersatzklage zu machen.

71. Obwohl Rechtsprechung und Lehre in
Deutschland in der Frage, ob es „Regie­
rungsakte" oder „justizfreie Hoheitsakte"
gebe, auseinanderzugehen scheinen, führt
das konkrete Ergebnis beider Analysen in
Wahrheit nicht zu sehr unterschiedlichen
Lösungen. Eine von einem einzelnen erho­
bene Klage ist nämlich nur dann zulässig,
wenn der angegriffene Akt ihn in seinen
subjektiven Rechten verletzt, und Akte, in
denen die großen politischen Entscheidun­
gen Ausdruck finden, haben nur selten sol­
che Auswirkungen.

72. Das Bundesverfassungsgericht hat im
übrigen daran erinnert, daß die Ausübung
der richterlichen Gewalt die Existenz von
Rechtsnormen voraussetzt. Hier kann auch

35 — Zu einem Anwendungsfall vgl. z. B. den Rechtsstreit
„Governo della Gran Bretagna c. Guerrato", in dem der
italienische Verfassungsgerichtshof ein Dekret für verfas­
sungswidrig erklärte, soweit es jeglichen Rechtsbehelf ge­
gen Entscheidungen des Justizministers bei der Beschlag­
nahme des Vermögens ausländischer Staaten ausschloß.
Der Verfassungsgerichtshof stellte fest: „Il fatto invero che
ule esame possa in determinati casi riuscire delicato e fi¬
nanco difficile, non esclude che si tratta sempre di un ac­
certamento di dati di fatto e giuridici che non può essere
sottratto al sindacato giurisdizionale" ; Urteil vom 13. Juli
1963, in: Starace/De Caro, La giurisprudenza costituzionale
in materia intemazionale, S. 126, 131.

36 — Rivista di diritto intemazionale, (II) 1969, S. 583, 586.
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ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 37

genannt werden, mit dem eine Klage gegen
die Anordnung des militärischen Bereit­
schaftsdienstes wegen Fehlens rechtlicher
Kriterien abgewiesen wurde. Wie im
Schrifttum berichtet 38, hat das Bundesver­
fassungsgericht einen ähnlichen Standpunkt
in seinem Urteil vom 16. Dezember 1983 39

eingenommen, in dem es um die Entschei­
dung der Bundesregierung ging, die Aufstel­
lung von Pershing-Raketen zu genehmigen.
Das Gericht ist zwar davon ausgegangen,
daß bestimmte Rügen wegen des Ermes­
sensspielraums der politischen Instanzen bei
der Gestaltung der Verteidigungspolitik
nicht der gerichtlichen Nachprüfung unter­
lägen, hat im übrigen aber untersucht, ob es
einen allgemein anerkannten Grundsatz des
Völkerrechts im Sinne des Artikels 25 des
Grundgesetzes gebe, der den Besitz und die
Verwendung von Atomwaffen verbiete, und
dies verneint. Damit konnte man sagen, das
Gericht habe sich den „Fluchtweg der
Theorie des Regierungsaktes" 40 versagt und
sich entschieden für einen „Weg, der politi­
sche Klugheit und Realismus mit der Sorge
verbindet, die Tätigkeiten der öffentlichen
Gewalten in den verfassungsmäßigen Gren­
zen zu halten. Bestehen diese Grenzen wie
bei Artikel 25 des Grundgesetzes, so wird
das Gericht seiner Aufgabe gerecht und
prüft den beanstandeten Akt anhand der
herangezogenen Normen" 41.

73. Allgemein gesehen ist der den politi­
schen Instanzen eingeräumte Beurteilungs­
spielraum im Bereich der auswärtigen Bezie­
hungen beträchtlich, weil die Bundesregie­
rung insbesondere in der Lage sein muß, bei
ihren Entscheidungen den Reaktionen ihrer
Partner Rechnung zu tragen.

74. Das britische Recht ist von den Parteien
ausgiebig dargestellt worden, die sich aller­
dings über seinen genauen Stand in dieser
Frage nicht einig zu sein scheinen. Es müs­
sen wohl zwei Arten von Sachverhalten aus­
einandergehalten werden.

75. Zum einen geht es um politische Akte,
die die Beziehungen der Krone zu anderen
Staaten betreffen, wie etwa Abschluß und
Durchführung von Abkommen sowie
Kriegserklärungen: Solche Akte sind jegli­
cher Klage zur Nachprüfung ihrer Gültig­
keit entzogen 42. Was den Haftungsstreit
angeht, scheint die „summa divisio" von
der Frage abzuhängen, ob der Akt inner­
halb oder außerhalb des britischen Hoheits­
gebietes vorgenommen wurde. Das Urteil
Buron/Denmann soll Klagen eines Auslän­
ders wegen eines ihm gegenüber außerhalb
des Hoheitsgebiets 43 begangenen Aktes aus­
geschlossen haben. Die Frage, ob die gleiche
Lösung bei einem britischen Staatsangehöri­
gen 44 gelten würde, soll nicht entschieden
sein. Ist der Akt hingegen innerhalb des bri­
tischen Hoheitsgebietes begangen, soll eine
Berufung auf ihn gegenüber einem Kläger
nicht zulässig sein 45.

76. Andererseits haben die britischen Ge­
richte bisweilen bei Rechtsstreitigkeiten zwi­
schen Privaten, bei denen mittelbar das Ver­
halten souveräner ausländischer Staaten eine
Rolle spielte, zu Lösungen im Sinne eines
„judicial self-restraint" gegriffen. Hierfür
wird die Sache Buttes zitiert, in der Lord
Wilberforce erklärt hat: „Leaving aside all
possibility of embarrassment in our foreign re­
ktions (which it can be said not to have been
drawn to the attention of the Court by the
executive) there are... no judicial or manage­

37 — Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 12. Oktober 1962,
BVerwGE 15, 63, 65.

38 — Ergec, R.: „Le contrôle juridictionnel de l'administration
dans les matières qui se rattachent aux rapports internatio­
naux: actes de gouvernement ou réserve du pouvoir discré­
tionnaire", in: Revue de droit international et de droit com­
paré. 1986, S. 72, 77.

39 — Archiv dei Völkerrechts, 1984, S. 220 = BVerfGE 66, 39.

40 — Ergec, a. a. O., S. 78.

41 — A. a. O.

42 — Rustomjee/The Queen, (1876) 2 QBD 69, 73 (CA).

43 — Es würde sich damit um einen „Act of State" handeln; wie
allerdings Lord Wilberforce in der Sache Buttes, (1982) AC
888, 930-931, bemerkt, kann der Ausdruck „Act of State"
auch Sachverhalte bezeichnen, bei denen es für das Gericht
darum geht, über die Anwendung auslandischen Rechts im
eigenen Hoheitsgebiet zu entscheiden.

44 — Attorney General/Nissan (1970), AC 1979 (HL).
45 — A. a. O.
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able standards by which to judge these issues,
or to adopt another phrase, the Court would
be in a judicial no-man's land." 46

77. Hierzu ist noch zu erwähnen, daß die
Rechtsprechung der Vereinigten Staaten
ähnliche Lösungen aufweist, die unter dem
Namen der Doktrin des „Act of State" be­
kannt sind. Die Gerichte „enthalten sich"
einer Entscheidung bei Rechtsstreitigkeiten
zwischen Privaten, bei denen es um das
Verhalten ausländischer Staaten geht. Diese
Rechtsprechung stützt sich ausdrücklich auf
die ausschließliche Zuständigkeit der Exe­
kutive im Bereich der auswärtigen Bezie­
hungen 47. Die Doktrin 48wird nicht heran­
gezogen, wenn das State Department aus­
drücklich erklärt hat, daß ihre Anwendung
in diesem Fall den Interessen der Außenpo­
litik der Vereinigten Staaten nicht förderlich
sei 49.

78. Es ist an dieser Stelle von Interesse, auf
die amerikanische Lehre der „political ques­
tions" hinzuweisen, die Anlaß für den Rich­

ter sein kann, sich bei Rechtsstreitigkeiten,
von denen er annimmt, daß es an einer
rechtlichen Lösung fehlt, der Entscheidung
zu enthalten 50. Es ist insoweit lediglich be­
merkenswert, daß das Vorliegen juristischer
Prüfungskriterien 51 einen entscheidenden
Faktor 52 bei der Prüfung seiner Zuständig­
keit darstellt.

79. Das französische Recht schließt jegliche
gerichtliche Auseinandersetzung über Akte
aus, die die Beziehungen der Regierung zu
einem ausländischen Staat oder einer inter­
nationalen Organisation betreffen. Dies gilt
insbesondere für sämtliche Akte in Zusam­
menhang mit Aushandlung, Abschluß und
Durchführung internationaler Abkommen 53.
Ganz allgemein ist die Tätigkeit französi­
scher Behörden bei der Gestaltung der aus­
wärtigen Beziehungen der gerichtlichen
Kontrolle entzogen 54. Es handelt sich hier
für den französischen Richter um Akte, die
ihrer Natur nach einer Klage nicht zugäng­
lich sind, oder auch um Regierungsakte
(actes de gouvernement). Der Anwendungs­
bereich dieser „Immunität" scheint jedoch
unter dem Einfluß einer zweifachen Ent­
wicklung im Rückgang begriffen:

— die Theorie der „abtrennbaren Akte",
die dem Richter unterbreitet werden

46 — The law reports 1982, S. 938.

47 — Das Urteil Underhill/Hemandez, 168 US 250, 252 (1897),
hat den Grundsatz festgelegt: „Every sovereign Sute is
bound to respect the independence of every other sovereign
State, and the courts of one country will not sit in
judgment on the acts of the government of another done
within its own territory. Redress of grievances by reason of
such acts must be obtained through the means open to be
availed of by sovereign powers as between themselves."

48 — Die Lehre gefällt sich in der Hervorhebung des Unter­
schieds zwischen „Act of Government" und „Act of Sute"
in folgendem Sinne: „Die Lehre vom Act of State, eine
richterliche Konstruktion vorwiegend angelsächsischen Ur­
sprungs, wirkt dahin, die Rechtmäßigkeit „souveräner
Akte" ausländischer Staatender richterlichen Kontrolle zu
entziehen, während die Lehre vom Act of Government sich
mit den Akten des Suâtes befaßt, dem das angerufene Ge­
richt angehört. Die Doktrin des Act of Sute geht in erster
Linie auf das Völkerrecht und das internationale Privat-
recht zurück, während der Act of Government sich im we­
sentlichen in der Sphäre des innersuatlichen öffendichen
Rechts bewegt (Ergec: Le contrôle juridictionnel de l'admi­
nistration dans des matières qui se rauachent aux rapports
internationaux, in: Revue de droit international et de droit
comparé, 1986, S. 73, 74); ähnlich hat man angenommen,
beim „Act of Sute" handele es sich um eine „Kollisions­
norm zweiter Stufe", so Falck, zitiert bei Brazyova, Reflec­
tions on Immunity of Sutes from the point of view of in­
ternational law, in: Questioni of international lawt Band 3,
Dordrecht, 1986, S. 46.

49 — In der Sache First National City Bank hat Richter Renquist
festgestellt: „It would be wholly illogical to insist that such
a rule [Act of Sute], fashioned because of fear that adjudi­
cation would interfere with the conduct of foreign rela­
tions, be applied in the face of an assurance from that
branch of the Federal Government that conducts foreign
relations that such a result would not obtain" (S. 483).

50 — Zur Frage insgesamt vgl. Lenaerts, K: „Le juge et la con­
stitution aux Euts-Ums d'Amérique et dans l'ordre juridi­
que européen", S. 98 ff. sowie die Hinweise S. 104 f.

51 — Um die Anwendung dieser Doktrin in der Sache Baker/
Carr, 369 US 186, 691, auszuschließen, hat Richter Bren-
nan festgestellt: „Nor need the appellants, in order to suc­
ceed in this action, ask the Court to enter upon poliev de­
terminations for which judicially manageable sundaras are
lacking."

52 — Jedoch nicht ausschließlich, vgl. die Aufzählung der Bedin­
gungen durch Richter Brennan in der Sache Baker/Carr,
a. a. O., S. 691; vgl. auch Lenaerts, a. a. O.

53 — Sundige Rechtsprechung, vgl. z. B. Conseil d'Éut vom 2.
Februar 1926, Dame Caraco, S. 125; vom 16. März 1962,
Prince Siiman Bey, S. 179; vom 13. Juli 1979, Cofarex,
S. 319.

54 — Stillegung der Schiffahrt in einer Seesicherheitszone zur
Durchführung von Atomversuchen (Conseil d'Éut, 11. Juli
1975, Paris de la Bollardiere, S. 423); Intervention bei ei­
nem fremden Suat zum Schutz des Vermögens oder der
Interessen eines Franzosen (Conseil d'Éut, 2. März 1966,
Cramennel, S. 157); Weigerung der Anrufung eines inter­
nationalen Gerichts (Conseil d'Éut, 9. Januar 1952, Geny,
S. 17); Weigerung, einer Gewerkschaft die einer interna­
tionalen Organisation vorgelegten Vorschläge mitzuteilen
(Conseil d'Éut, 10. Februar 1978, CFDT, S. 61).
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können, „sobald die französischen Be­
hörden eine gewisse Unabhängigkeit bei
der Wahl der Verfahrensweisen genie­
ßen, mit deren Hilfe sie ihre internatio­
nalen Verpflichtungen erfüllen, sobald
die Mittel, mit denen sie diesen Ver­
pflichtungen nachkommen, von ihrer In­
itiative abhängen 55; hier ist auf die Ent­
scheidungen bei der Ausweisung oder
Auslieferung von Ausländern zu verwei­
sen;

— die Anerkennung einer grundsätzlichen
Gefährdungshaftung des Staates für
Schäden infolge eines ordnungsgemäß
veröffentlichten internationalen Abkom­
mens 56, falls der behauptete Schaden
ungewöhnlich und speziell ist und seine
Wiedergutmachung nicht durch das Ab­
kommen selbst ausgeschlossen wurde 57;
bis heute ist diese Lösung nicht auf Akte
und Verhaltensweisen bei der Gestaltung
der auswärtigen Beziehungen ausge­
dehnt worden.

80. Man muß übrigens feststellen, daß der
„acte de gouvernement" heftig kritisiert
worden ist 58, aber auch Verteidiger gefun­
den hat, weil er der einfache Ausdruck für
die Unzuständigkeit des Richters im Zusam­
menhang mit einer Regierungstätigkeit —
im Gegensatz zu einer Verwaltungstätigkeit
— sei 59.

81. In verhältnismäßig alten Entscheidun­
gen 60 hat der luxemburgische Conseil d'État
den im französischen Recht anerkannten
Begriff des „acte de gouvernement" ange­
wandt. Es wird darauf hingewiesen, daß
beim gegenwärtigen Stand des Rechts ledig­
lich die Beziehungen des Staatsoberhaupts
zu einem ausländischen Staat der gerichtli­
chen Kontrolle entzogen sein können 61.

82. Das griechische Recht kennt den Begriff
eines jeglicher Rechtmäßigkeitskontrolle
entzogenen Regierungsaktes. Das gilt insbe­
sondere für den Abschluß internationaler
Abkommen. Beim Haftungsstreit sind die
Meinungen zur Frage der Zulässigkeit ent­
sprechender Klagen in der Lehre geteilt; sie
scheint gerichtlich noch nicht entschieden
worden zu sein.

83. In Belgien wird die Frage erörtert, ob
die Theorie des Regierungsaktes von den
belgischen Gerichten anerkannt worden ist.
Eine neuere, sorgfältig gearbeitete Untersu­
chung 62 über die richterliche Kontrolle der
Verwaltungstätigkeit im Bereich der inter­
nationalen Beziehungen neigt dazu, in der
Rechtsprechung mehr einen Vorbehalt des
Ermessensspielraums zu erkennen.

84. Es dürfte auf jeden Fall nützlich sein,
die in den Urteilen verwendeten Formeln
darzustellen. So hat aus Anlaß der Unab­
hängigkeit des Kongo die Cour d'appel
Brüssel entschieden: „Die Rüge richtet sich
nicht gegen die Gesetzgebungs-, sondern
gegen die Regierungsgewalt, deren souve­
räne Entscheidungen nicht der Kontrolle
der Gerichte unterliegen." 63 Bei einer Haf­
tungsklage eines einzelnen gegen den Beigi­

55 — Schlußanträge Odem beim Tribunal des Conflits, 2. Fe­
bruar 1950, Radiodiffusion française, Revue du droit public,
1950, S. 423, 427.

56 — Ein Teil der Lehre betont: „Wenn auch zwischenstaatliche
Abkommen naturgemäß die Beziehungen des französischen
Staates zu ausländischen Staaten berühren, sind es doch
keine Regierungsakte. Es sind nicht nur keine Akte des in­
nerstaatlichen Rechts, weil sie nicht allein von der französi­
schen Regierung ausgehen, sondern ihre Regelung ist auch
.eine völlig andere als die der Regierungsakte' ", Chapus,
Droit administratif général, 1985, S. 618 bis 619.

57 — Conseil d'État, Compagnie génerale d'énergie radioelectri-
que, 30. März 1966, Recueil Lebon, S. 257; zu diesem Ur­
teil vgl. Actualité Juridique, Droit Administratif, 20. Juni
1966, Chronique Puissochet et Lecat, S. 349; mit dieser
Rechtsprechung wird tatsächlich die Gefährdungshaftung
für Gesetzgebungsakte auf internationale Übereinkommen
ausgedehnt.

58 — Es wurde die Auffassung vertreten, daß der Acte de gou­
vernement aus dem „öffentlichen Recht jedes zivilisierten
Landes" verbannt werden sollte, Duguit, Traité de droit in·
stitutionnei 3. Aufl., III 1930.

59 — Chapus: „L'acte de gouvernement, monstre ou victime?",
in: Dalloz 1956, Chronique S. 5; andere Autoren meinen,
daß die Unzuständigkit eine Folge der gemischten Natur
des Aktes sei, vgl. Virally: „L'introuvable acte de gouver­
nement", in Revue du droit public, 1952, S. 338.

60 — Conseil d'Éut, 20. Januar 1876, Mangin; Conseil d'État,
26. April 1933, Pasicrisie VIII, 108; vgl. Bonn, A.: „Le con­
tentieux administratif en droit luxembourgeois", S. 144,
Nr. 157, und Schockweiler, F.: „Le contentieux admini­
stratif et la procédure administrative non contentieuse en
droit luxembourgeois", S. 28, Nr. 74.

61 — F. Schockweiler, a. a. O.
62 — Ergec, a. a. O.

63 — 4. Dezember 1963, Journal des tribunaux, 15. Dezember
1963, S. 782, vgl. auch Civ. Bruxelles, 23. September 1964,
Journal des tribunaux, 25. Oktober 1964, S. 600.
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sehen Staat und die UNO aus Anlaß der In­
tervention in Katanga hat dasselbe Gericht
festgestellt: „Die Gerichte sind nicht befugt,
die diplomatische Tätigkeit der Regierung
zu überprüfen." 64

85. In der Sache Pittakos hat das Tribunal
Brüssel, das vom Kläger ersucht worden
war, sich zu Pflichtverletzungen aus Anlaß
der Unabhängigkeitserklärung des Kongo
ohne vorherige Belastung des neuen Staates
mit den Schulden der Kolonie zu äußern,
festgestellt, daß der Belgische Staat „zu
Recht einwendet, daß dieser neue Klage­
grund ... auf jeden Fall nicht tragfähig ist,
weil die Erklärung der Unabhängigkeit ein
Regierungsakt ist, der nicht der Kontrolle
der Gerichte unterliegt" 65.

86. Für den Bereich der Handelsabkommen
hat der Conseil d'État entschieden, daß es
„nicht Sache der Klägerin ist, die Zweck­
mäßigkeit des Abschlusses von Handelsab­
kommen zu kritisieren" 66.

87. Im niederländischen Recht scheinen
Haftungsklagen eines einzelnen gegen Akte
im Rahmen der auswärtigen Beziehungen
nicht unzulässig zu sein.

88. Der beträchtliche Ermessensspielraum,
der der Regierung in diesem Bereich zu Ge­
bot steht, legt dem Richter jedoch bei der
Ausübung seiner Kontrolle eine sehr starke
Zurückhaltung nahe. Es soll indessen nicht
ausgeschlossen sein, daß einer Klage Erfolg
beschieden ist, wenn Ermessensfehlgebrauch

oder Ermessensmißbrauch eindeutig nach­
gewiesen sind.

89. Was den besonderen Bereich der Ver­
handlung und des Abschlusses internationa­
ler Verträge betrifft, ist festzuhalten, daß
der Präsident der Rechtbank Amsterdam 67

einen Untersagungsantrag bezüglich eines
Abkommens zwischen den Niederlanden
und der Bundesrepublik Deutschland mit
der Begründung zurückgewiesen hat, daß
eine solche Untersagung im Widerspruch
zur Organisation der öffentlichen Gewalt
im Königreich stünde. Zu erwähnen ist auch
die Zurückweisung eines Antrags, mit dem
eine Überprüfung der Vereinbarkeit eines
Abkommens zwischen den Niederlanden
und den Vereinigten Staaten über die Auf­
stellung von Pershing-Raketen mit dem
Völkerrecht angestrebt wurde, weil das Ver­
fahren zur Ausarbeitung eines internationa­
len Aktes der richterlichen Prüfung entzo­
gen sei 68.

90. Schließlich hat der Hoge Raad 69 ent­
schieden, daß ein Akt, der unmittelbar Frei­
heit und Leben von Personen beeinträchtige,
trotz des sehr großen Ermessensspielraums
der öffentlichen Gewalt bei der Durchfüh­
rung eines Vertrages — vorliegend des Ab­
kommens zwischen den Niederlanden und
Indonesien über die Evakuierung niederlän­
discher Soldaten indonesischer Herkunft —
nicht hingenommen werden könne.

91. Mit der Verabschiedung der spanischen
Verfassung von 1978 70 soll die Gerichtsfrei­
heit politischer Akte in der Verwaltungsge­
richtsbarkeit nach Maßgabe von Artikel 2
Buchstabe b des Gesetzes vom 27. Dezem-

64 — 15. September 1969, Pasierisie beige, 247, 249.

65 — 14. Januar 1963, Journal des tribunaux, 27. Januar 1963,
S. 64, 66.

66 — 14. Dezember 1973, Recueil des arrêts, S. 955.

67 — 21. Mai 1984, KG 1984, 168.

68 — President Rechtbank Den Haag, 5. November 1985, KG
1985, 376.

69 — 2. Marz 1951, Nederlandse Jurisprudentie 1951, 217.

70 — Insbesondere Artikel 24.1, der bestimmt: „Jedermann hat
Anspruch auf den effektiven Schutz der Richter und Ge­
richte bei der Wahrnehmung seiner Rechte und legitimen
Interessen, und dieser Schutz darf ihm in keinem Fall ver­
sagt werden".
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ber 1956 abgeschafft worden sein. Auf jeden
Fall erlaubte diese Vorschrift dem Richter,
für Akte dieser Art eine Entschädigung zu­
zusprechen. Besondere Aufmerksamkeit darf
die Entscheidung des Tribunal supremo 71

beanspruchen, mit der einzelnen für Schä­
den, die unmittelbar oder mittelbar Folge
der Ausübung diplomatischen Schutzes
durch den Staat in bezug auf ihre Person
waren, Wiedergutmachung gewährt wurde.

92. Nach meinem Informationsstand soll
das irische Recht seit 1922 keinen dem „Act
of State" oder dem „Prerogative Act" ver­
gleichbaren Begriff mehr zur Anwendung
gebracht haben. Im übrigen hat es den An­
schein, als könne ein einzelner wegen des
Ersatzes jeglichen finanziellen Schadens ge­
richtlich vorgehen 72 und als lasse sich nach
der Verfassung eine etwaige Immunität des
Staates im Bereich der auswärtigen Bezie­
hungen nicht rechtfertigen 73.

93. Für das portugiesische Recht schließt
Artikel 4 Absatz 1 des Estatuto dos Tribunais
Administrativos e Fiscais (Gesetz über die
Gerichtsverfassung der Verwaltungs- und
Finanzgerichte) jegliche Klage gegen politi­
sche Akte aus. Unbestreitbar gehören diplo­
matische Akte, insbesondere die Aushand­
lung und die Genehmigung internationaler
Abkommen, zu dieser Kategorie. Gleich­
wohl bleibt die Frage nach der Vereinbar­
keit des genannten Gesetzes mit Artikel 20
der Verfassung, der dem einzelnen Ge­
richtsschutz gegenüber jedem Akt gewähr­
leistet, der „seine Rechte und rechtlich ge­
schützten Interessen" beeinträchtigt.

94. Welche Schlußfolgerungen kann man
aus dieser Untersuchung ziehen?

95. Es wäre meines Erachtens überaus ge­
wagt, hier die Behauptung aufzustellen, daß
die Unzulässigkeit von Haftungsklagen bei
staatlichen Akten im Bereich der auswärti­
gen Beziehungen zu den „allgemeinen
Rechtsgrundsätzen, die den Rechtsordnun­
gen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind",
gerechnet werden könne.

96. Andererseits stellt die äußerste Be­
schränkung richterlicher Kontrolle in die­
sem Bereich unzweifelhaft den roten Faden
in dieser kurzen Untersuchung des Rechts
der Mitgliedstaaten dar.

97. Ich für mein Teil möchte Ihnen nicht
vorschlagen, einen Begriff nach Art des
„acte de gouvernement" gutzuheißen, der
der Erhebung einer Haftungsklage gegen­
über Akten der Organe im Bereich der aus­
wärtigen Beziehungen mit grundsätzlicher
Unzulässigkeit begegnet. Er würde sich
nach meinem Dafürhalten nur schwer mit
Ihrer Rechtsprechung in Einklang bringen
lassen. Mit ihm würde eine zusätzliche Vor­
aussetzung für die Zulässigkeit unmittelba­
rer Klagen einzelner Einzug halten, denn
zweifellos würde die für Haftungsklagen
gewählte Lösung alsbald für den Bereich der
Nichtigkeitsklagen übernommen werden
müssen, der beim gegenwärtigen Stand Ih­
rer Rechtsprechung bereits ausreichend mit
Hindernissen versehen ist.

98. Im übrigen könnte dieser Begriff nicht
beanspruchen, ein wirklich den Rechtsord­
nungen der Mitgliedstaaten gemeinsamer
Rechtsgrundsatz zu sein, sondern würde
sich übermäßig auf den Begriff des „acte de
gouvernement" stützen müssen, der häufig
kritisiert wurde und dessen Anwendungsbe­
reich in bestimmten Rechtsordnungen, die
ihn mit dem größten Nachdruck verankert
haben, spürbar zurückzugehen scheint.

71 — Urteil vom 29. Dezember 1986, REDI, 1988 Nr. 2, An­
merkung Castro-Rial Garrone; vgl. auch das Urteil vom 16.
November 1974, Repertorio Aranzadi, Jurisprudencia,
1974, Nr. 4510; vgl. zu dieser Entscheidung Paz Andres
Saenz de Santa Maria, „Discrecionalidad en el ejercicio de
la protección diplomatica y responsabilidad del Estado en
el orden interno", in: ADI, III (1976), 321.

72 — Byrne/Ireland (1972) I. R. 241.
73 — Crotty/An Taoiseach (1987) 2 CMLR 657, wonach dem

Kläger vorliegend ein Klagerecht zwecks Geltendmachung
seiner Rügen Dezüglich der Verfassungsmäßigkeit der Ein­
heitlichen Europäischen Akte zusteht.
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99. Die richterliche Gewalt besteht in der
Kontrolle der Wahrung des Rechts. Be­
stimmte Akte beruhen jedoch auf Entschei­
dungen, die das positive Recht dem Richter
nicht zu kontrollieren gestattet, weil er sonst
an die Stelle der Entscheidung der Institu­
tion, gegen deren Handeln er angerufen
wurde, seine eigene Entscheidung setzen
würde. Dies ist, wie wir sahen, die Analyse,
die insbesondere das Bundesverfassungsge­
richt ausdrücklich herausgestellt hat 74. Auch
der Gerichtshof scheint mir bei verschiede­
nen Gelegenheiten einen ähnlichen Stand­
punkt vertreten zu haben 75.

100. Diese Selbstbeschränkung des Richters
— man sollte übrigens besser davon spre­
chen, daß ihm eine solche Kontrolle un­
möglich ist — wird nur bei der Untersu­
chung der Begründetheit der vorgebrachten
Rügen sichtbar 76: Zu diesem Zweck muß er
„über die Mauer schauen". Ich schlage da­
her vor, die Entscheidung über die Einrede
der Unzulässigkeit, wenn diese nicht so­
gleich zurückgewiesen wird, zumindest erst

nach Untersuchung der Begründetheit zu
treffen. Diese zweite Möglichkeit scheint
vorliegend passender zu sein. Es könnte
nämlich als juristische Spitzfindigkeit er­
scheinen, die Klage in diesem Stadium für
zulässig zu erklären, wenn Sie sie dann mit
der Begründung abweisen müßten, daß eine
„Entscheidung ... nur im Hinblick auf die
allgemeinen Interessen der Gemeinschaft
aufgrund einer im wesentlichen politischen
Beurteilung getroffen werden [kann], gegen
die ein einzelner gerichtlich nicht vorzugehen
vermag" 77.
101. Würde diese Schlußfolgerung dadurch
entkräftet, daß die Argumentation der Klä­
gerin zum Teil auf die Unvereinbarkeit des
Sechsten Übereinkommens mit dem EWG-
Vertrag abstellt?
102. Die Kontrolle „a posteriori" interna­
tionaler Abkommen — eine „dornige
Frage" 78 — ist Gegenstand tiefschürfender
Überlegungen im Schrifttum gewesen, die
ich hier nur in ihren allgemeinen Linien dar­
stellen werde.
103. Der Grundsatz einer Kontrolle „a po­
steriori" ist mit der Begründung angegriffen
worden, daß die Möglichkeit eines präventi­
ven Verfahrens jede spätere Klage selbst für
den Fall ausschließe, daß der Gerichtshof
nicht um ein Gutachten ersucht worden
ist 79. Gegen diese These hat man angeführt,
daß sie den Organen und den Mitgliedstaa­
ten erlauben würde, „das Kontrollverfahren
durch die schlichte Unterlassung der Befra­
gung des Gerichtshofes zu umgehen" 80. Der
Gerichtshof müsse daher „die Unwirksam­
keit eines regelwidrigen Abkommens fest­
stellen können, wenn dieses bei ihm entwe­
der unmittelbar oder als Grundlage einer
Verordnung oder einer streitigen internen
Maßnahme geltend gemacht wird" 81.

74 — Vgl. auch die Entscheidung des französischen Conseil con­
stitutionnel vom 15. Januar 1975 zum „freiwilligen
Schwangerschaftsabbruch" : Artikel 61 der Verfassung weist
dem Verfassungsrat keine der Befugnis des Parlaments ver­
gleichbare allgemeine Beurteilungs- und Entscheidungsbefug-
nis zu, sondern lediglich die Zuständigkeit, sich zur Verfas­
sungsmäßigkeit der ihm zur Prüfung vorgelegten Gesetze
zu äußern." Urteil 74/54, Rec. DC 19 (Hervorhebung nur
hier); hier läßt sich ebenfalls der Standpunkt des Supreme
Court der Vereinigten Staaten anführen.

75 — Vgl. auch Ihr Urteil in der Rechtssache 34/86, Rat/Parla­
ment, Slg. 1986, 2155, in dem Sie ausgeführt haben:
„Wenn es dem Gerichtshof obliegt, dafür zu sorgen, daß
die Organe, die die Haushahsbehorde bilden, die Grenzen
ihrer Zuständigkeiten beachten, so gehört es doch nicht zu sei­
nen Aufgaben, in den Prozeß der Verhandlung zwischen dem
Rat und dem Parlament einzugreifen, der unter Einhaltung
dieser Grenzen zur Erstellung des Gesamthaushaltsplans der
Gemeinschaften führen muß." (Hervorhebung nur hier);
vgl. auch Lenaerts, a. a. O., der auch das Urteil vom 12.
November 1978 in der Rechtssache 93/78, Mattheus/
Doego, Slg. 1978, 2203, anzieht, in dem Sie sich für unzu­
ständig erklärt haben, inhaldich zu den Voraussetzungen
für den Beitritt von Spanien und Portugal Stellung zu neh­
men.

76 — Ich erlaube mir, hierzu auf die erst kürzlich vorgetragenen
Schlußanträge von Generalanwalt Van Gerven in der
Rechtssache 70/87, Fediol/Kommission, Slg. 1989, 1797,
zu verweisen; mein Kollege fuhrt hier nach Zurückweisung
der von der Kommission erhobenen Unzulässigkeitsrüge,
wonach die Regelung im Bereich der Bekämpfung uner­
laubter Handelspraktiken der Klägerin nur eine be­
schränkte Rechtsschutzposition gewähre, bei der Prüfung
der Begründetheit aus, daß es eine Befugnis zu politischer
Ermessensausübung gebe, die keiner gerichtlichen Nach­
prüfung unterliege, wenn die Schlüsselbegriffe, von denen
die Ausübung dieser Befugnis abhängig gemacht sei, recht­
lich nicht definierbar seien (Nr. 18).

77 — Rechtssache 53/84, Adams, a. a. O., Randnr. 15 (Hervor­
hebung nur hier).

78 — Jacot-Guillarmod, O.: Droit communautaire et droit interna­
tional public, Genf, 1979, S. 237.

79 — Catalano, Manuel de droit des Communautés européennes,
Paris 1965, S. 73, für den Ausschluß jeglicher Überprüfung
a posteriori.

80 — Pescatore, P.: Les relations extérieures des Communautés eu-
ropéenes, 1961, S. 129.

81 — A. a. O., S. 128.

I- 1814



MACLAINE WATSON / RAT UND KOMMISSION

104. Da es sich um die Grundlage der Zu­
ständigkeit des Gerichtshofes handelt, hat
man darauf hingewiesen, daß es nicht mög­
lich sei, ein Abkommen, das Ergebnis
„konkurrierender Willen" sei, als „einseiti­
gen Rechtsakt" 82 der Organe zu qualifizie­
ren, geschlossen zudem mit einer Partei, die
der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofes nicht
unterliege 83; dessen Nichtigerklärung könne
mithin vor dem Gerichtshof nicht betrieben
werden 84.

105. Die Folgen einer Nichtigerklärung ei­
nes internationalen Abkommens lassen unter
juristischem Blickwinkel unannehmbare Per­
spektiven erkennen 85. Die Zweckmäßigkeit
einer solchen Kontrolle wird ferner „im Na­
men der Rechtssicherheit, des Schutzes
Dritter und der politischen Glaubwürdigkeit
der Gemeinschaft" lebhaft bestritten 86.

106. Trotz dieser Argumentation, der man
Überzeugungskraft nicht absprechen kann,
haben Sie zum einen entschieden, daß ein
vom Rat geschlossenes Abkommen „für die
Gemeinschaft die Handlung eines Gemein-
schafisorgans"darstelle und als solches Ihrer
Auslegung zugänglich sei 87; vor allem ha­
ben Sie aber zum anderen festgestellt:

„Da die Frage, ob der Abschluß eines be­
stimmten Abkommens in die Zuständigkeit

der Gemeinschaft fällt und ob gegebenenfalls
von dieser Zuständigkeit in einer mit den
Vertragsvorschriften zu vereinbarenden Weise
Gebrauch gemacht worden ist, grundsätzlich
entweder unmittelbar nach Artikel 169 oder
Artikel 173 des Vertrages oder aber im Wege
des Vorabentscheidungsverfahrens vor den
Gerichtshof gebracht werden kann, ist da­
von auszugehen, daß der Gerichtshof mit
dieser Frage auch in dem vorangehenden
Verfahren des Artikels 228 befaßt werden
kann." 88

107. Der Grundsatz einer Kontrolle „a po­
steriori" ist daher von Ihnen unzweideutig
bejaht worden 89.

108. Im übrigen haben Sie auch die Rechts­
grundlage eines Beschlusses des Rates über
den Abschluß eines internationalen Überein­
kommens der Prüfung unterzogen, obwohl
ein Teil des Schrifttums, wie wir sahen,
empfahl, hierin einen „acte de gouverne­
ment" zu sehen 90.

109. Was gilt nun aber hinsichtlich des Um-
fangs Ihrer Kontrolle bei der vorliegenden
Klage? Ließe sich zunächst sagen, daß jede
Kontrolle bei einem gemischten Abkommen
wie dem Sechsten Übereinkommen grund­
sätzlich unmöglich ist? Einige Autoren 91 ha­
ben dies entschieden bejaht und darauf hin-

82 — Der „Beschluß des Rates" über den Abschluß des Abkom­
mens stellte insoweit einen nicht angreifbaren und auf je­
den Fall von dem Abkommen nicht zu trennenden „acte de
gouvernement" dar, vgl. Kovar, Les accords liant les
Communautés européennes, in: RMC, 1974, S. 345, 358;
Melchior, La prodédure de conclusion des accords externes
de la CEE, in: Revue beige de droit international, 1965,
S. 187.

83 _ Vgl. Kovar, a. a. O., S. 357.

84 — Vgl. im übrigen gegen eine Gültigkeitskontrolle mit Hilfe
des Artikels 177 Kovar, Journal de droit international, 1976,
S. 197; Simon, RTDE, 1975, S. 454; vgl. auch Barav, EL-
Rev, 1977, S. 8.

85 — Nach O. Jacot-Guillarmod wäre eine Feststellung, wonach
das Abkommen nichtig sei (Artikel 174 EWG-Vertrag),
eine „juristische Verirrung"; die Nichtigerklärung der Zu­
stimmung der Gemeinschaft „wurde zu dem gleichen kata­
strophalen Ergebnis führen" und die Annahme, daß man
im letzteren Fall das Abkommen selbst nicht antaste, sei
eine „dualistische Inkonsequenz", weil die beiden Akte un­
trennbar seien, a. a. O., S. 240.

86 — Vgl. Denys Simon, Quelques problèmes des relations exté­
rieures des Communautés européennes, in: RTDĶRTDĶRTDĶRTDĶ 1975197519751975,,,,
SSSS.... 454454454454....

87878787 ———— UrteilUrteilUrteilUrteil vomvomvomvom 30303030.... AprilAprilAprilApril 1974197419741974 inininin derderderder RechtssacheRechtssacheRechtssacheRechtssache 181181181181////73737373,,,, Hae-Hae-Hae-Hae-
gemanngemanngemanngemann,,,, SlgSlgSlgSlg.... 1974197419741974,,,, 449449449449,,,, RandnrnRandnrnRandnrnRandnrn.... 3333,,,, 4444,,,, 5555 undundundund 6666,,,, Hervor­Hervor­Hervor­Hervor­
hebunghebunghebunghebung nurnurnurnur hierhierhierhier....

88888888 ———— GutachtenGutachtenGutachtenGutachten 1111////75757575,,,, aaaa.... aaaa.... OOOO.,.,.,., HervorhebungHervorhebungHervorhebungHervorhebung nurnurnurnur hierhierhierhier....
89898989 ———— ManManManMan hathathathat aufaufaufauf dendendenden „„„„paradoxenparadoxenparadoxenparadoxen UnterschiedUnterschiedUnterschiedUnterschied"""" zwischenzwischenzwischenzwischen dieserdieserdieserdieser

StellungnahmeStellungnahmeStellungnahmeStellungnahme undundundund demdemdemdem SundpunktSundpunktSundpunktSundpunkt hingewiesenhingewiesenhingewiesenhingewiesen,,,, dendendenden SieSieSieSie
bezüglichbezüglichbezüglichbezüglich derderderder KontrolleKontrolleKontrolleKontrolle derderderder VerfassungsmäßigkeitVerfassungsmäßigkeitVerfassungsmäßigkeitVerfassungsmäßigkeit derderderder Zu­Zu­Zu­Zu­
stimmungsgesetzestimmungsgesetzestimmungsgesetzestimmungsgesetze zuzuzuzu dendendenden VerträgenVerträgenVerträgenVerträgen imimimim innerstaatlicheninnerstaatlicheninnerstaatlicheninnerstaatlichen Be­Be­Be­Be­
reichreichreichreich vertretenvertretenvertretenvertreten habenhabenhabenhaben,,,, vglvglvglvgl.... JolietJolietJolietJoliet:::: „„„„LeLeLeLe droitdroitdroitdroit institutionnelinstitutionnelinstitutionnelinstitutionnel
desdesdesdes CommunautésCommunautésCommunautésCommunautés européenneseuropéenneseuropéenneseuropéennes,,,, lesleslesles institutionsinstitutionsinstitutionsinstitutions,,,, lesleslesles sour­sour­sour­sour­
cescescesces",",",", 1983198319831983,,,, SSSS.... 252252252252....

90909090 ———— UrteilUrteilUrteilUrteil vomvomvomvom 27272727.... SeptemberSeptemberSeptemberSeptember 1988198819881988 inininin derderderder RechtssacheRechtssacheRechtssacheRechtssache 165165165165////87878787,,,,
KommissionKommissionKommissionKommission////RatRatRatRat,,,, SlgSlgSlgSlg.... 1988198819881988,,,, 5545554555455545....

91919191 ———— MelchiorMelchiorMelchiorMelchior,,,, aaaa.... aaaa.... OOOO.;.;.;.; JolietJolietJolietJoliet,,,, aaaa.... aaaa.... OOOO.,.,.,., derderderder ausführtausführtausführtausführt:::: „„„„VonVonVonVon
SeitenSeitenSeitenSeiten derderderder GemeinschaftGemeinschaftGemeinschaftGemeinschaft istististist dasdasdasdas VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren nachnachnachnach ArtikelArtikelArtikelArtikel 228228228228
AbsatzAbsatzAbsatzAbsatz 1111 UnterabsatzUnterabsatzUnterabsatzUnterabsatz 1111 EWG-VertragEWG-VertragEWG-VertragEWG-Vertrag einzuschlageneinzuschlageneinzuschlageneinzuschlagen,,,, vonvonvonvon
dendendenden MitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaaten dasdasdasdas üblicheüblicheüblicheübliche VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren fürfürfürfür dendendenden Ab­Ab­Ab­Ab­
schlußschlußschlußschluß zwischenstaatlicherzwischenstaatlicherzwischenstaatlicherzwischenstaatlicher AbkommenAbkommenAbkommenAbkommen zuzuzuzu befolgenbefolgenbefolgenbefolgen.... DasDasDasDas
VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren beimbeimbeimbeim AbschlußAbschlußAbschlußAbschluß eineseineseineseines gemischtengemischtengemischtengemischten Übereinkom­Übereinkom­Übereinkom­Übereinkom­
mensmensmensmens ähneltähneltähneltähnelt daherdaherdaherdaher sehrsehrsehrsehr starkstarkstarkstark demdemdemdem ÄnderungsverfahrenÄnderungsverfahrenÄnderungsverfahrenÄnderungsverfahren
nachnachnachnach ArtikelArtikelArtikelArtikel 236236236236,,,, vorvorvorvor allemallemallemallem wennwennwennwenn aufaufaufauf seltenseltenseltenselten derderderder Gemein­Gemein­Gemein­Gemein­
schaftschaftschaftschaft alsalsalsals RechtsgrundlageRechtsgrundlageRechtsgrundlageRechtsgrundlage ArtikelArtikelArtikelArtikel 238238238238 herangezogenherangezogenherangezogenherangezogen wirdwirdwirdwird,,,,
derderderder eineeineeineeine AnhörungAnhörungAnhörungAnhörung desdesdesdes EPEPEPEP bedingtbedingtbedingtbedingt.... MithinMithinMithinMithin stelltstelltstelltstellt sichsichsichsich diediediedie
FrageFrageFrageFrage nachnachnachnach dendendenden BeziehungenBeziehungenBeziehungenBeziehungen ((((Über-Über-Über-Über- oderoderoderoder GleichordnungGleichordnungGleichordnungGleichordnung))))
zwischenzwischenzwischenzwischen demdemdemdem VertragVertragVertragVertrag selbstselbstselbstselbst undundundund demdemdemdem gemischtengemischtengemischtengemischten Überein­Überein­Überein­Überein­
kommenkommenkommenkommen"""" ((((SSSS.... 237237237237)))) undundundund:::: „„„„ManManManMan siehtsiehtsiehtsieht nichtnichtnichtnicht rechtrechtrechtrecht,,,, woherwoherwoherwoher
eineeineeineeine BefugnisBefugnisBefugnisBefugnis desdesdesdes GerichtshofesGerichtshofesGerichtshofesGerichtshofes kommenkommenkommenkommen solltesolltesolltesollte,,,, überüberüberüber diediediedie
GültigkeitGültigkeitGültigkeitGültigkeit eineseineseineseines vonvonvonvon dendendenden MitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaatenMitgliedstaaten gezeichnetengezeichnetengezeichnetengezeichneten undundundund
ratifiziertenratifiziertenratifiziertenratifizierten ÜbereinkommensÜbereinkommensÜbereinkommensÜbereinkommens zuzuzuzu befindenbefindenbefindenbefinden"""" ((((SSSS.... 251251251251).).).).
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gewiesen, daß das Verfahren in einem sol­
chen Fall im wesentlichen mit dem Ände­
rungsverfahren des Artikels 236 überein­
stimme. Man hat aber weiter darauf auf­
merksam gemacht, daß „die Mitgliedstaaten
nur für den Teil [des Abkommens], der zu
ihrer Zuständigkeit gehört, als beteiligt an­
zusehen sind, nicht aber für den Teil, der
zur Gemeinschaftszuständigkeit gehört. Die
Möglichkeit richterlicher Kontrolle bleibt
also unberührt für die Vorschriften, die zur
letztgenannten Zuständigkeit gehören" 92.

110. Eine Erörterung der Richtigkeit dieser
beiden Thesen würde den Rahmen dieser
Darlegungen sprengen. Die erste These
scheint mir jedenfalls bei Abkommen, die
wie vorliegend nach Artikel 113 abgeschlos­
sen wurden, nicht haltbar zu sein, weil in
diesem Fall das Verfahren wesenhaft ver­
schieden von dem des Artikels 236 ist, ins­
besondere weil es keine Anhörung des
Europäischen Parlaments einschließt.

111. Vorliegend hängt aber die eigentliche
Schwierigkeit mit der Entscheidung der
Frage zusammen, ob das förmliche Fehlen
des Artikels 178 unter den von Ihnen aufge­
führten Klagemöglichkeiten ausreicht, um
die Haftungsklagen auszuschließen. Ohne
Zweifel ist in dieser Hinsicht große Vorsicht
geboten, doch scheint es mir gefährlich, an­
zunehmen, daß dieses Fehlen den Ausschluß
dieser Klagemöglichkeit bedeuten sollte. Es
muß hier unterstrichen werden, daß eine
Haftungsklage, die auf die Gewährung einer
Entschädigung abzielt, nicht mehr Unzuträg­
lichkeiten mit sich bringt als die Rechtmä­
ßigkeitskontrolle internationaler Abkom­
men; deren Unzuträglichkeiten haben Sie
aber mit ihrem genannten Urteil auch bei­
seite geschoben.

112. Aber selbst im Rahmen einer Haftungs­
klage dürfte es natürlich ausgeschlossen
sein, daß Sie die angebliche Pflichtwidrig­

keit von Entscheidungen bezüglich eines in­
ternationalen Abkommens überprüfen, wenn
diese auf strikten Zweckmäßigkeitserwägun­
gen 93 beruhen, die zu kontrollieren Ihnen
keine Vertragsvorschrift gestattet. Wir be­
gegnen hier wieder, wie mir scheint, genau
den Begriffen der Analyse, die ich Ihnen be­
reits vorgestellt habe. Ich bleibe daher bei
meinem Schlußantrag und schlage vor, daß
Sie die Entscheidung über die Rüge der Un­
zulässigkeit dem Endurteil vorbehalten.

III — Der Mißbrauch der Klagemöglichkeit
des Artikels 215

113. Es sei deutlich gesagt: Die Einrede der
beklagten Organe ist in diesem Punkt von
sehr ungleichem Gewicht.

114. Ich möchte Ihnen zunächst vorschla­
gen, zwei ihrer Argumente zurückzuweisen,
die nur eine sehr kurze Prüfung notwendig
machen.

115. Zum einen machen sie geltend, daß der
Gerichtshof bei Bejahung der Zulässigkeit
der Klage gezwungen wäre, ex post facto
politische Entscheidungen zu überprüfen,
um die Schwere der der Beklagten mög­
licherweise anzulastenden Pflichtverletzung
festzustellen.

116. Sie werden feststellen, daß es hier wie­
der darum geht, die auf die Gerichtsfreiheit
der Gemeinschaft gestützte Rüge geltend zu
machen. Was den Hinweis auf die Schwie­
rigkeit der Bewertung zurückliegender Ver­
haltensweisen betrifft, deren Pflichtwidrig­
keit geltend gemacht wird, so zeugt er ge-

92 — Louis, J.-V.: L'ordre juridique communautaire, 4. Aufl.,
S. 84.

93 — Melchior, a. ». O., S. 209, hebt bezüglich des Umfangs
Ihrer Kontrolle im Rahmen des Gutachtens nach Artikel
228 hervor, daß es insoweit nur um eine Prüfung der
Rechtmäßigkeit, nicht aber der Zweckmäßigkeit gehen
kann; a fortiori muß eine solche Lösung für aas Verwal-
tungsstreitverfahren einschließlich der Haftungssachen gel­
ten.
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wiß von Besorgnis um den Gerichtshof,
stellt aber keinen Unzulässigkeitsgrund dar.

117. Zum anderen solle die Klage „den Ge­
richtshof tatsächlich dazu bewegen, den Ge­
meinschaftsorganen für die Zukunft eine be­
stimmte Verhaltensweise vorzuschreiben, die
mit den Vorstellungen der Klägerin bezüg­
lich dessen, was die Gemeinschaft als Betei­
ligte des Sechsten Übereinkommens hätte
tun sollen, übereinstimmt, und zwar trotz
des Umstands, daß selbst dann, wenn die
Gemeinschaft so gehandelt hätte, das Er­
gebnis für die Klägerin nicht notwendig ein
anderes gewesen wäre". Dieses Argument
bezieht sich zum Teil auf den Kausalzusam­
menhang, also auf die Begründetheit der
Klage, und spricht erneut die Einschrän­
kung Ihrer Kontrolle an.

118. Schließlich ziele die Klage in Wahrheit
auf die Nichtigerklärung „einer großen
Zahl von Handlungen" des IZR und seiner
Mitglieder, hierunter der Gemeinschaft. So­
weit sich diese Rüge auf Handlungen und
Verhaltensweisen bezieht, die nicht Ihrer
Gerichtsbarkeit unterliegen, stimmt sie mit
der anderen, später zu prüfenden Rüge
überein, wonach Sie hier die Haftung des
IZR feststellen sollen.

119. Beschränken wir uns daher auf die
Würdigung der Erheblichkeit dieser Unzu-
lässigkeitsrüge in bezug auf die Handlungen
oder Unterlassungen der Gemeinschaft.

120. Es dürfte nicht zu bestreiten sein, daß
die Klage von Maclaine Watson „die Fest­
stellung subjektiver Rechte" 94 gegenüber
der Gemeinschaft bezweckt. Die Selbstän­
digkeit der Schadensersatzklage im Verhält­

nis zur Nichtigkeits- 95 und Untätigkeits­
klage 96 ist nun aber in Ihrer Rechtspre­
chung fest verankert und wird im übrigen
auch von den beklagten Organen in ihren
Erklärungen anerkannt. Diese Grundsätze
gelten vorliegend in ganz besonderem
Maße; dies gilt nach meiner Auffassung
auch für den Vorwurf gegen die Kommis­
sion, gegenüber den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft nicht die „notwendigen
Schritte" unternommen zu haben, gegebe­
nenfalls mittels Verfahren nach Artikel 169
EWG-Vertrag, um sie insbesondere zu
zwingen, ihren finanziellen Verpflichtungen
gegenüber dem IZR 97 nachzukommen, so­
wie auch für die Rüge eines Fehlverhaltens,
das darin liegen soll, daß nicht verhindert
wurde, daß das IZR durch seine Tätigkeit
eine beherrschende Stellung mißbraucht
habe.

121. Dieses Unzulässigkeitsargument sollten
Sie daher zurückweisen.

122. Im übrigen ist die vorliegende Klage
nach Ansicht der beklagten Organe deshalb
unzulässig, weil Sie in Wahrheit dazu ge­
bracht werden sollen, über eine gegen die
Kommission erhobene Vertragshaftungs­
klage wegen der Schulden eines Dritten zu
entscheiden.

94 — Schlußanträge A. Dutheillet de Lamothe in den verbunde­
nen Rechtssachen 9/71 und 11/71, Urteil vom 13. Juni
1972, Cie d'approvisionnement, Slg. 1972, 411.

95 — Verbundene Rechtssachen 9/71 und 11/71, a. a. O.; Ur­
teil vom 2. Dezember 1971 in der Rechtssache 5/71, Zuk-
kerfabrik Schöppenstedt, Slg. 1971, 975; Urteil vom 24.
Oktober 1973 in der Rechtssache 43/72, Merkur, Slg.
1973, 1055; Urteil vom 4. Oktober 1979 in der Rechtssache
238/78, Ireks-Arkady, Slg. 1979, 2955; Urteil vom 4. Ok­
tober 1979 in den verbundenen Rechtssachen 241/78,
242/78, 245/78 bis 250/78, DGV, Slg. 1979, 3017; Urteil
vom 4. Oktober 1979 in den verbundenen Rechtssachen
261/78 und 262/78, Interquell Starke-Chemie, Slg. 1979,
3045; Urteil vom 12. Dezember 1979 in der Rechtssache
12/79, Hans-Otto Wagner, Slg. 1979, 3657; Urteil vom 12.
April 1984 in der Rechtssache 281/82, Unifrex, Slg. 1984,
1969; Urteil vom 17. Dezember 1981 in den verbundenen
Rechtssachen 197/80 bis 200/80, 243/80, 245/80 und
247/80, Ludwigshafener Walzmühle, Slg. 1981, 3211.

96 — Urteil vom 28. April 1971 in der Rechtssache 4/69, Lüt-
ticke, Slg. 1971, 325; Urteil vom 2. Juli 1974 in der Rechts­
sache 153/73, Holtz und Willemsen, Slg. 1974, 675.

97 — Vgl. Robert Lecourt: „Le rôle unificateur du juge dans la
Communauté", in: Méllages TeitgeilS. 223, 229; vgl. die
Schlußantrage Alain Dutheillet de Lamothe in der Rechts­
sache 4/69, a. a. O.; „Nach meiner Auffassung hat daher
die Tatsache, daß die Haftungsklage im vorliegenden Fall
auf eine Verkennung der Artikel 97 Absatz 2 oder 169 des
Vertrages gestützt wird, zwar für die Begründetheit der
Schadensersauklage sehr große Bedeutung..., ist aber auf
ihre Zulassigkeit ohne Einnuß."
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123. Wirtschaftlich betrachtet, beruht der
Schaden der Klägerin natürlich auf der
Nichterfüllung der Verbindlichkeiten des
IZR. Wie sie aber ganz zu Recht betont,
kann die Handlungsweise eines Dritten zur
Nichterfüllung eines Vertrages geführt ha­
ben. Die vom Gläubiger gegen den Verursa­
cher des Schadens erhobene Klage ist des­
halb trotzdem eine außervertragliche, delik­
tische oder quasi-deliktische Klage.

124. Die Klägerin führt aus, daß sie nicht
beantrage, die Gemeinschaft zum Einstehen
für die Verträge des IZR zu verurteilen,
sondern deren Verurteilung zur Wiedergut­
machung des durch ihr eigenes Verhalten
herbeigeführten Schadens begehre.

125. Auf jeden Fall begegnet indessen die
Zulässigkeit eines der von der Klägerin
geltend gemachten Klagegründe schweren
Vorbehalten: es handelt sich um den der
Gefährdungshaftung (Haftung ohne Ver­
schulden) der Gemeinschaft. Ich habe für
meinen Teil nichts dagegen, diese Art der
Haftung im Gemeinschaftsrecht anerkannt
zu sehen, mache jedoch darauf aufmerksam,
daß die Bestimmung der Voraussetzungen
und Folgen dieser Art der Haftung fraglos
ernsthaften Schwierigkeiten begegnen wird,
wenn man die Regeln berücksichtigt, die Sie
für die Verschuldenshaftung aufgestellt ha­
ben.

126. Es hat nun aber vorliegend den An­
schein, als versuche die Klägerin, mit der
Berufung auf diesen Klagegrund in Wahr­
heit die Haftung der Gemeinschaft für die
Schulden des IZR geltend zu machen. Erin­
nern wir uns der Argumentation, die Ihnen
zu diesem Punkt vorgetragen wurde. Nach
dem Hinweis, daß Ihre Rechtsprechung be­
müht war, niemals den Grundsatz einer Ge­
fährdungshaftung auszuschließen, ersucht
Sie die Klägerin, die Kommission für ver­
pflichtet zu erklären, den ihr entstandenen
Schaden auf dieser Rechtsgrundlage zu er­
setzen, und verweist darauf, daß die Ausar­
beitung des Sechsten Übereinkommens
durch die Gemeinschaft und ihr Beitritt zum
IZR ihr einen Verlust zugefügt hätten, der

die mit der normalen Ausübung ihrer Ge­
schäftstätigkeit verbundenen Risiken bei
weitem übersteige. Wenn auch ein Händler
auf einem Markt wie der LME wegen der
Kursschwankungen oder der Nichterfüllung
von Verpflichtungen seitens eines Partners
Risiken trage, so überschreite doch der
„Konkurs" des IZR die Grenzen der mit
der Betätigung auf diesem Markt verbunde­
nen wirtschaftlichen Risiken. Da dies aus­
schließlich auf das Zustandekommen des
Sechsten Übereinkommens und die Art und
Weise, wie man dem IZR zu funktionieren
erlaubt habe, zurückzuführen sei, könne das
ganze Risiko nicht allein der Klägerin (und
den übrigen Personen mit unmittelbaren Be­
ziehungen zum IZR) angelastet werden.
Wenn daher das öffentliche Interesse es ge­
rechtfertigt habe, daß die Gemeinschaft dem
Sechsten Übereinkommen beigetreten und
Mitglied des IZR geworden sei, so müßten
die nachteiligen Folgen von der Gemein­
schaft insgesamt und nicht von einer kleinen
Zahl von Einzelpersonen getragen werden.

127. Diese Argumentation scheint mir nichts
anderes als eine geschickte „Verkleidung"
einer Klage zu sein, mit der im Gewand ei­
ner außervertraglichen Klage die Haftung
der Gemeinschaft als Mitglied des IZR für
dessen vertragliche Schulden geltend ge­
macht werden soll. Wie die Klägerin selbst
darlegt, ergibt sich die Pflichtverletzung der
Gemeinschaft aus ihrem Beitritt zum Sech­
sten Übereinkommen und ihrer Mitglied­
schaft im IZR. Das Risiko, das die Beklagte
durch Haftung übernehmen müsse, „hänge
mit dem Zustandekommen des Sechsten
Übereinkommens und den nachfolgenden
Tätigkeiten des IZR zusammen". Ganz
konkret sei mir der Hinweis erlaubt, daß
dieses „Risiko" schlicht und einfach die
Zahlungsunfähigkeit des IZR ist. Die ein­
zige Verbindung, die zwischen diesen
Schulden und der Gemeinschaft besteht, ist
deren Mitgliedschaft in der Organisation.

128. Mithin zielt die Frage, ob die Klägerin
— und die „anderen Personen und Unter­
nehmen mit unmittelbaren Beziehungen
zum IZR" — das ganze Risiko tragen muß
oder ob die Gemeinschaft in ihrer Gesamt-
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heit zum Schadensersatz verpflichtet ist, ge­
nau darauf ab, auf dem Wege einer Klage
wegen außervertraglicher Haftung eine Ent­
scheidung des Gerichtshofes über die Frage
herbeizuführen, ob die Mitglieder des IZR in
dieser Eigenschaft gegenüber den Gläubigern
der Organisation verpflichtet sind. Es handelt
sich folglich hier um einen Klagegrund, mit
dem in verschleierter Form versucht wird,
eine Klage vor den Gerichtshof zu bringen,
die Punkt für Punkt mit dem Begehren
übereinstimmt, von dem die Klägerin selbst
erklärt hat, daß es nicht Gegenstand der
vorliegenden Klage sei. Sie hat nämlich
Wert darauf gelegt, Ihnen mitzuteilen, was
sie als ihren „Hauptanspruch" qualifiziert,
daß nämlich die Mitglieder des IZR „ver­
traglich" verpflichtet seien, die Schulden
dieser Organisation zu begleichen, ein An­
spruch, der gegenwärtig den britischen Ge­
richten zur Prüfung vorliegt 98. Sie werden
feststellen, daß dieser Klagegrund in Wahr­
heit darauf abzielt, genau dieses Problem
vor den Gerichtshof zu bringen.

129. Die Gemeinschaftsorgane machen
schließlich geltend, mit der Klage werde
versucht, der Gemeinschaft wegen ihrer Zu­
gehörigkeit zum IZR eine angebliche Haf­
tung dieser Organisation anzulasten und da­
mit den Rechtsstreit vor den Gerichtshof zu
bringen, dessen Gerichtsbarkeit der IZR
nicht unterliege.

130. Erinnern wir uns zunächst der Argu­
mentation von Maclaine Watson. Sie legt
dar, der Grund ihrer Klage liege nicht im
rechtswidrigen Verhalten des IZR, sondern
im eigenen Verhalten der Gemeinschaft.
Diese sei

— als Mitglied des IZR, ob dieser nun
Rechtspersönlichkeit besitze oder nicht,
für dessen Pflichtverletzungen verant­
wortlich ;

— „von Rechts wegen verantwortlich" für
zahlreiche Fehler der Geschäftsführung
des IZR wegen ihres Einflusses in dessen
Rahmen, wenn man die Zahl ihrer Stim­
men berücksichtige, die ihr gestattet
hätte, sicherzustellen, daß eine verant­
wortungsvolle Haltung beschlossen
werde.

131. Ich möchte gleich sagen, daß diese bei­
den Klagegründe unzulässig sind:

— der erste, weil die bloße Mitgliedschaft
im IZR nicht ausreicht, um der Beklag­
ten die Pflichtverletzungen der Organi­
sation zuzurechnen, denn diese besitzt
eigene Rechtspersönlichkeit;

— der zweite, weil die Geltendmachung
der Haftung der Gemeinschaft für ihr
eigenes Verhalten innerhalb des IZR auf
jeden Fall die vorherige Feststellung von
Pflichtverletzungen des IZR bei der Ge­
schäftsführung und ganz allgemein von
dessen Haftung hierfür voraussetzt und
weil diese Würdigung außerhalb Ihrer
Zuständigkeit liegt.

Zu diesen beiden Punkten sei folgendes ge­
sagt.

132. Nach Darstellung der Klägerin soll der
IZR seine Tätigkeit trotz einer hoffnungslo­
sen Finanzlage, die bei jeder ernsthaften
Untersuchung erkennbar gewesen wäre,
fortgesetzt haben. Unter diesen Umständen
sei die Gemeinschaft in ihrer Eigenschaft
als Mitglied haftbar. Wenn dem IZR
keine Rechtspersönlichkeit zukomme, seien
Pflichtverletzungen unmittelbar seinen Mit­
gliedern zuzurechnen. Bestehe hingegen
eine eigenständige Rechtspersönlichkeit,
dann müßten für die Haftung der Mitglie­
der die allgemein anerkannten Grundsätze

98 — Vgl. Nr. 5 der Klageschrift; es sei noch darauf hingewie­
sen, daß Maclaine Watson Ihnen in der mündlichen Ver­
handlung erklärt hat, daß alle Klagen gegen die Gemein­
schaft vor britischen Gerichten zurückgenommen worden
seien.
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der Haftung der Geschäftsführer von Han­
delsgesellschaften zur Anwendung kommen.

133. Zunächst ist zu ermitteln, ob der IZR
Rechtspersönlichkeit besitzt, die sich von
der der Mitglieder abhebt. Hier reicht es
freilich nach meinem Dafürhalten nicht aus,
Artikel 16 des Sechsten Übereinkommens
ins Feld zu führen, der lediglich die zivile
Rechtsfähigkeit behandelt 99.

134. Hier stellt sich die Frage, ob der IZR
im Verhältnis zu seinen Mitgliedern als
„autonomes Rechtssubjekt" 100, als von die­
sen zu unterscheidende Einheit angesehen
werden kann. Genau diese Frage der inter­
nationalen Rechtspersönlichkeit hatte der
Internationale Gerichtshof bezüglich der
Vereinten Nationen in dem Gutachten
„Wiedergutmachung der im Dienste der
Vereinten Nationen erlittenen Schäden" zu
prüfen; der Gerichtshof erklärte hierzu:
„Die Charta hat sich nicht damit begnügt,
aus der von ihr geschaffenen Organisation
lediglich ein Zentrum zu machen, in dem
sich die Bemühungen der Nationen um die
von ihnen festgelegten gemeinsamen Ziele
zusammenfinden würden ... Sie hat ihr Or­
gane gegeben; sie hat ihr eine eigene Auf­
gabe zugewiesen; sie hat die Stellung der
Mitglieder im Verhältnis zur Organisation
durch die Bestimmung festgelegt, daß ihr
bei all ihren Unternehmungen volle Unter­
stützung zu gewähren ist und die Entschei­
dungen des Sicherheitsrates zu billigen und
anzuwenden sind" 101. Diese Kriterien, die
zur Ermittlung der Rechtspersönlichkeit der
Vereinten Nationen im Verhältnis zu ihren
Mitgliedstaaten herausgearbeitet wurden,
scheinen beim IZR vollauf erfüllt zu sein.

135. Aufgabe des Internationalen Zinnrats
bei der Verwirklichung des Sechsten Über­

einkommens ist zunächst die Verwirkli­
chung der Ziele des Übereinkommens, d. h.
im wesentlichen die Sicherstellung eines
weltweiten Gleichgewichts auf dem Zinn­
markt. Er beschränkt sich aber hierbei nicht
auf eine „Harmonisierung" der Bemühun­
gen seiner Mitglieder, sondern führt auf je­
den Fall mit den ¡hm zur Verfügung stehen­
den Mitteln diese Aufgabe selbst durch.
Hierbei bildet der Rat einen eigenen, von
dem seiner Mitglieder verschiedenen Willen,
da die wesentlichen einschlägigen Entschei­
dungen mit — einfacher oder qualifizierter
— Mehrheit getroffen werden:

— Festlegung der Mindest- und der
Höchstpreise;

— Kreditaufnahme für die Zwecke des
Ausgleichslagers ;

— Ausfuhrüberwachung.

Weiterhin wird die Stellung der Mitglieder
im Verhältnis zum IZR dadurch umrissen,
daß sie durch dessen Beschlüsse gebunden
sind (Artikel 41 Absatz 2) und sich nach be­
sten Kräften um die Erreichung der Ziele
des Übereinkommens bemühen müssen.
Halten wir fest, daß es sich hier um ähnli­
che Grundsätze wie die in der Charta der
Vereinten Nationen handelt, zu denen der
Internationale Gerichtshof bekanntlich er­
klärt hat, daß sie „die Stellung der Mitglieder
im Verhältnis zur Organisation durch die Be­
stimmung festgelegt [haben], daß ihr bei all
ihren Unternehmungen volle Unterstützung
zu gewähren ist und die Entscheidungen des
Sicherheitsrates zu billigen und anzuwenden
sind". Der Geschäftsführende Vorsitzende
des IZR schließlich ist ein wirkliches Organ.
Diesem unabhängigen, mit Zweidrittelmehr­
heit der Mitglieder gewählten Vorsitzenden
ist der Geschäftsleiter des Ausgleichslagers
verantwortlich. Im übrigen verfügt der Vor­
sitzende über eigene Befugnisse, er kann
z. B. die vorläufige Einschränkung oder
Aussetzung der Geschäftstätigkeit des Aus­
gleichslagers außerhalb der Ratstagungen
anordnen.

99 — Zur Unterscheidung der zivilen und der völkerrechtlichen
Rechtspersönlichkeit und deren beiden Aspekten vgl.
Pescatore : Les relations extérieures des (communautés euro­
péennes, S. 32 ff.

100 — Denys Simon: L'interprétation judiciaire des traités d'orga­
nisations internationales, Paris, 1981, . S. 639.

101 — Internationaler Gerichtshof, Gutachterliche Stellung­
nahme vom 11. April 1949, I.C.J. Reports (1949), S. 178.
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136. Der IZR erscheint also in der Tat als
eine von seinen Mitgliedern verschiedene
Einheit, die über einen „eigenen Willen"
verfügt. Sein Verhalten kann daher, soll
nicht die „Individualisierung" der Organisa­
tion im Verhältnis zu ihren Mitgliedern ver­
kannt werden, nicht einem seiner Mitglieder
zugerechnet werden. Unter diesen Umstän­
den muß festgestellt werden, daß der Hin­
weis auf die für Geschäftsführer von Han­
delsgesellschaften geltenden Lösungen des
Privatrechts jeglicher Berechtigung entbehrt.
Beispielsweise ließe sich hier nicht das Urteil
des Internationalen Gerichtshofes in der Sa­
che Barcelona Traction 102 heranziehen.
Dieser hat zwar dort die Auffassung vertre­
ten, daß das „Lüften des gesellschaftsrecht­
lichen Schleiers" nach internationalem
Recht möglich sein könne, aber es handelte
sich eben um private Handelsgesellschaften.
Bei einer internationalen Organisation ist
indessen, wie bereits ausgeführt, „jegliche
Analogie zu den Vorgängen des Handels­
rechts — die nur mißbräuchlich sein könnte
— abzulehnen" 103.

137. Obwohl es sich hierbei um eine Überle­
gung zur Haftung der Mitglieder des IZR
für dessen Schulden 104 handelt, muß diese
Analyse „a fortiori" für die Zurechnung des
Verhaltens des Rates gelten. Die Unmög­
lichkeit, das Verhalten einer internationalen
Organisation einem ihrer Mitglieder zuzu­

rechnen, ergibt sich aus der Schaffung einer
selbständigen Rechtspersönlichkeit, auch
wenn einige annehmen, daß deren Vorlie­
gen eine grundsätzliche Haftung für die
Schulden der juristischen Person unberührt
lassen kann.

138. Sie sollten daher diesen Klagegrund,
mit dem die Pflichtverletzungen des IZR
der Gemeinschaft einzig in ihrer Eigenschaft
als Mitglied der Organisation zugerechnet
werden sollen, zurückweisen.

139. Ich wende mich nunmehr der Prüfung
des Klagegrundes zu, mit dem die Haftung
der Gemeinschaft für ihr Verhalten inner­
halb des IZR in bezug auf dessen Pflichtver­
letzungen bei der Geschäftsführung geltend
gemacht wird. Nach Meinung der Klägerin
soll die Gemeinschaft, wie Sie sich erinnern
werden, ganz allgemein ihren Einfluß nicht
dahin gehend ausgeübt haben, daß der IZR
im Sinne eines verantwortungsvollen Fi­
nanzgebarens tätig geworden wäre. Sie habe
insbesondere nicht die Bemühungen des
Vereinigten Königreichs unterstützt, die
Lage des Ausgleichslagers aufzuklären, und
habe sich der Erhöhung der Finanzbeiträge
sowie der Überwachung der Erzeugung wi­
dersetzt. Die Gemeinschaft könne also we­
gen ihrer „Sperrminorität" im IZR vor dem
Gerichtshof verantwortlich gemacht werden.

140. Es sei hier daran erinnert, daß es die
der Gemeinschaft zustehende Stimmenzahl
— mehr als die Hälfte der Stimmen der
Verbraucherländer — nicht erlaubt, der Be­
klagten das Verhalten des IZR als ihr eige­
nes Verhalten zuzurechnen, da der Organi­
sation eigene Rechtspersönlichkeit zu­
kommt.

141. Kann sie aber dafür haftbar gemacht
werden, ohne daß zuvor die Pflichtverlet­
zungen des IZR selbst festgestellt wurden?
Ich glaube das nicht. Man muß hierzu fest-

102 — Internationaler Gerichtshof, 5. Februar 1970, I.C.J. Re­
ports (1970), S. 1,39.

103 — Eisenmann, a. a. O., S. 730.

104 — Die eigenständige Rechtspersönlichkeit der Organisation
und die Haftung der Mitglieder stellen nämlich zwei un­
terschiedliche Probleme dar; hierum geht es bei der — das
vorliegende Verfahren nicht berührenden — Diskussion,
die die Frage der Haftung der Mitglieder für die Schulden
des IZR ausgelöst hat. Die britischen Gerichte haben bis
heute angenommen, daß die Bejahung der Rechtspersön­
lichkeit jegliche Haftung der Mitglieder für die Schulden
der Organisation ausschließt. Viele Autoren sind der Auf­
fassung, es komme insoweit darauf an, ob die Satzung ei­
nen klaren Ausschluß der Haftung der Mitglieder enthalte
(vgl. insbesondere Mann, F. A.: „International corpor­­
tions and national law", in: BYIL, 1967, S. 145, 160, 161;
vgl. Schermers: „Liability of international oganizations",
in: 1 L/IL (1989), S. 3, 8, 9; Chimni, a. a. O., S. 208; für
eine grundsätzliche, zumindest subsidiäre Haftung der
Mitglieder für die Verbindlichkeiten der Organisation
Seidl-Hohenveldem, a. a. O., S. 423 ff.; vgl. in diesem
Sinn die Entscheidung des Schiedsgerichts der Internatio­
nalen Handelskammer in der Sache Westland; dagegen
Eisenmann, a. a. O.).
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halten, daß eine Haftung der Gemeinschaft
wegen unterlassener Verhinderung von
Pflichtverletzungen des IZR notwendiger­
weise voraussetzt, daß diese festgestellt sind
und den Schaden herbeigeführt haben, des­
sen Wiedergutmachung die Klägerin bean­
sprucht. Der ganze Aufbau der Ihnen hierzu
vorgetragenen Argumentation beruht auf
der Aufzählung überaus zahlreicher Pflicht­
verletzungen des IZR 105, für deren Verhin­
derung oder Beseitigung sich die Gemein­
schaft nicht eingesetzt, ja die sie bisweilen
gar erleichtert haben soll. Der geltend ge­
machte Schaden ist nun denknotwendig zu­
nächst auf die behaupteten Pflichtverletzun­
gen des IZR zurückzuführen, für die die
Gemeinschaft verantwortlich sein soll. Mit
anderen Worten, obwohl die vorliegende
Klage es sorgfältig vermeidet, deutlicher zu
werden, führt doch der massive Hinweis auf
Pflichtverletzungen des IZR unweigerlich
auf die Haftung, die sich hieraus für die
Organisation wegen ihrer eigenen Ge­
schäftsführung ergibt 106.

142. Die Prüfung der Haftung der Mitglie­
der des IZR und hierunter der Gemein­
schaft setzt nun allerdings, wenn der be­
hauptete Schaden auf die Handlungen und
Aufgaben der Organisation zurückzuführen
sein soll, voraus, daß vorab über die Frage
der Pflichtverletzungen des IZR entschieden
und gegebenenfalls geprüft wird, ob hier die
Ursache für den behaupteten Schaden liegt.
Ich sage „vorab", denn es ist offensichtlich,
daß für den Fall, daß z. B. die Pflichtverlet­
zungen des IZR nicht als Ursache des Scha­
dens zu betrachten wären, die Gemeinschaft
nicht für ein Verhalten haftbar gemacht
werden könnte, das darin bestanden hätte,
diese nicht zu verhindern. Es geht hier also
um die wichtigste Voraussetzung für eine
Haftung der Gemeinschaft für ihr Verhalten
im Rahmen des IZR.

143. Zu dieser Vorfrage der Haftung des
IZR für seine Geschäftsführungsfehler kön­
nen Sie sich indessen nicht äußern. Die Zu­
ständigkeit des Gerichtshofes ist eine sachli­
che. Zu dieser sachlichen Zuständigkeit ge­
hört nicht die Entscheidung über Pflichtver­
letzungen, die der IZR im Rahmen des
Sechsten Übereinkommens bei seiner Ge­
schäftsführung begangen haben soll. Die
Prüfung des in Rede stehenden Klagegrun­
des würde aber voraussetzen, daß Sie hier­
über vorab unter Überschreitung dieser Zu­
ständigkeit entscheiden, und daher schlage
ich vor, ihn als unzulässig zurückzuweisen.

144. Dieser Vorschlag führt nach meiner
Ansicht zu einer grundlegenderen Fragestel­
lung. Ich habe unter Billigung der Prämisse
von Maclaine Watson, wonach die Teil­
nahme der Gemeinschaft am IZR von den
Tätigkeiten der Organisation selbst zu un­
terscheiden sei, festgestellt, daß es unver­
meidlich ist, sich zunächst zu den Pflicht­
verletzungen des IZR zu äußern. Ist nun
aber dieses Dilemma nicht darauf zurückzu­
führen, daß das angebliche „Verhalten" der
Gemeinschaft in Wahrheit nichts anderes ist
als das interne Beschlußverfahren dieser Or­
ganisation? Sollten Sie davon ausgehen, daß
sich von den Tätigkeiten des IZR die Teil­
nahme eines seiner Mitglieder an den Tätig­
keiten der Organisation nicht „lösen" läßt,
dann müßten Sie offensichtlich feststellen,
daß Sie von Maclaine Watson aufgefordert
werden, ausschließlich über das Verhalten
des IZR selbst zu entscheiden.

145. Demgegenüber setzt der Klagegrund,
mit dem geltend gemacht wird, daß die Ge­
meinschaft ihre „Aufklärungs-" - und ihre
„Fürsorgepflicht" gegenüber der Klägerin
verletzt habe, in keiner Weise voraus, daß
Sie vorher über die Haftung des IZR ent­
scheiden. Seine Prüfung bedeutet, daß zu­
nächst festgestellt werden muß, ob der Ge­
meinschaft im Rahmen des Sechsten Über­
einkommens solche Verpflichtungen obla­
gen. Er ist daher bei der Begründetheit zu
prüfen.

105 — Vgl. Nr. 104 der Klageschrift.

106 — Wenn Sie insoweit dem Hinweis der Klägerin in der
mündlichen Verhandlung auf die Klage in der Rechtssa­
che 19/89 folgen, werden Sie feststellen, daß dort aus­
drücklich von der aufiervertraglichen Haftung des IZR
die Rede ist.

I- 1822



MACLAINE WATSON / RAT UND KOMMISSION

146. Der Klagegrund, der darauf gestützt
wird, daß die Gemeinschaft nicht den Miß­
brauch der beherrschenden Stellung verhin­
dert habe, den die Betätigung des IZR dar­
stellen soll, wirft meines Erachtens eine
Frage auf, die nicht genau mit der Frage der
Vereinbarkeit des Sechsten Übereinkom­
mens mit dem EWG-Vertrag übereinstimmt.
Es geht nämlich darum, ob die Organe der
Gemeinschaft sich gegenüber der internatio­
nalen Organisation auf das Gemeinschafts­

recht hätten berufen bzw. dieses hätten an­
wenden können. Können mit anderen Wor­
ten die Beziehungen zwischen IZR und sei­
nen Mitgliedern dem Recht eines dieser
Mitglieder unterliegen? Dies scheint mir der
Gehalt der Frage zu sein, die bei der Be­
gründetheit geprüft werden sollte, da deren
Aspekte und die Aspekte der Zulässigkeit
dieses Klagegrundes in dieser Frage eng ver­
knüpft sind.

147. Ich schlage Ihnen daher vor,

1) die Entscheidung über die Zulässigkeit der folgenden Klagegründe dem Endur­
teil vorzubehalten :

— Verletzung der „Aufklärungs-" und der „Fürsorgepflicht" der Gemein­
schaft gegenüber der Klägerin;

— Pflichtverletzungen der Gemeinschaft durch Unterzeichnung des Sechsten
Übereinkommens und Teilnahme an dessen vorläufiger Inkraftsetzung we­
gen dessen inhaltlicher Mangelhaftigkeit und Unvereinbarkeit mit dem
EWG-Vertrag;

— Unterlassen der Ausübung ihrer ausschließlichen Befugnisse seitens der Ge­
meinschaft bei der Verhandlung des Sechsten Übereinkommens und beim
Beitritt zu diesem;

— Unterlassen der Anhörung des Europäischen Parlaments;

— Unterlassen angemessener Schritte der Kommission bei den Mitgliedstaaten
der EWG bezüglich deren Beitritt zum Sechsten Übereinkommen;

— Unterlassen der Gemeinschaft, den Mißbrauch der beherrschenden Stellung
zu verhindern, den die Tätigkeiten des IZR darstellen sollen;

2) die übrigen von der Klägerin vorgebrachten Klagegründe für unzulässig zu er­
klären;

3) die Kostenentscheidung dem Endurteil vorzubehalten.
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Anhang

1) Entscheidungen auf Klagen gegen den IZR:

— 17. April 1986, Standard Chartered Bank/ITC and others (Queen's Bench Division — Bingham, J.)
(1986) 3 AllER257, (1987) 1WLR641, in re ITC, 22. Januar 1987 (Chancery Division — Milieu, J.)
1CH419, (1987) 1AllER890 (1987) 2WLR1229 und, auf Berufung, 27. April 1988 (Court of Appeal
— Civil Division), Financial Timesvom 4. Mai 1988;

— 13. November 1986, Maclaine Watson/ITC (Queen's Bench Division — Staughton, J.);

— 13. Mai 1987, Maclaine Watson/ITC (Chancery Division — Millet, J.) (1987) 2A11ER787 und, auf
Berufung, 27. April 1988 (Court of Appeal — Civil Division), Financial Timesvom 3. Mai 1988;

— 9. Juli 1987, Maclaine Watson/ITC (Chancery Division — Millett, J.) (1987) 3AllER886, (1987)
1WLR1711), 18. Dezember 1987 (derselbe Richter), nicht veröffentlicht, und, auf Berufung, 27.
April 1988 (Court of Appeal — Civil Division), Times vom 5. Mai 1988;

— 9. Juni und 5. Juli 1988, Maclaine Watson/ITC (Chancery Division — Millett, J.; Chancery Divi­
sion — Peter Gibson, J.), Times vom 27. Juni und 16. Juli 1988; vor amerikanischen Gerichten: 25.
Januar 1988, ITC/Amalgamet, 524NYS2d971. Supreme Court New York County, American Journal
of International Law, 1988, S. 837.

2) Entscheidungen auf Klagen gegen die Mitglieder des IZR wegen der Frage, ob sie für dessen finanzi­
elle Verpflichtungen einzustehen haben:

— 24. Juni 1987, Rayner (Mincing Lane) and others/Department of Trade and Industry (DTI)
(Queen's Bench Division — Staughton J.) (1987) BCLC667 und 29. Juli 1987, Maclaine Watson/
DTI (Chancery Division — Millet J.) (1987) BCLC707;

— auf Berufung gegen diese beiden Entscheidungen, 27. April 1988 (Court of Appeal — Civil Divi­
sion), Times vom 28. April 1988 und 30. Juni 1988 (Court of Appeal — Civil Division). Im übrigen
soll der High Court of Justice allen Mitgliedstaaten des IZR, die von verschiedenen Gläubigern des
IZR wegen fahrlässigen Verhaltens verklagt worden sind, teilweise die Immunität verweigern.
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